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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

die folgenden Bedingungen informieren Sie Gber Regeln, die fir Ihren Versicherungsvertrag gelten.

Zur besseren Lesbarkeit erfolgen Personenbezeichnungen in der Einzahl, auch wenn mehr als eine Person
angesprochen sein kénnte. Alle Personen- und Funktionsbezeichnungen beziehen sich in gleicher Weise auf

Frauen und Manner.

Die sich aus den gesetzlichen Vorschriften und den Allgemeinen Bedingungen ergebenden Rechte und Pflich-
ten gelten fur den Versicherungsnehmer; einzelne Vorschriften auch fur die Versicherte Person.

Sind Sie Versicherte Person, aber nicht Versicherungsnehmer (z. B. weil Ihr Arbeitgeber auf lhr Leben die
Versicherung abgeschlossen hat), dann sprechen wir Sie in den Bedingungen nicht unmittelbar an. Die dort
festgelegten Rechte und Pflichten betreffen namlich vorrangig nur den Versicherungsnehmer als unseren
Vertragspartner, mit dem wir einen Versicherungsvertrag abgeschlossen haben. Die Versicherungsbedingun-
gen sind daher stets im Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag zu sehen, der erganzende und abwei-

chende Regelungen enthalten kann.

Um Ihnen das Lesen der Allgemeinen Bedingungen zu erleichtern, erlautern wir lhnen zunéchst die wichtigs-

ten Begriffe.

Aufschubdauer

Der Zeitraum zwischen dem Versicherungsbeginn
einer Rentenversicherung und der Zahlung der ers-
ten Rente.

Beitrag

Der Betrag, der fur die vereinbarte Versicherung zu
zahlen ist; im Versicherungsvertragsgesetz wird der
Beitrag als Pramie bezeichnet.

Bezugsberechtigter

Die in Punkt 1.4.11 genannten Personen, die An-
spruch auf eine Hinterbliebenenleistung im Todesfall
haben.

Bewertungsreserven

Aus der Differenz zwischen den nach dem Niederst-
wertprinzip angesetzten Buchwerten und den hdhe-
ren Marktwerten von Kapitalanlagen ergeben sich die
Bewertungsreserven.

Deckungskapital

Die nicht fur die Risikolbernahme und Kosten ver-
brauchten Beitragsteile sowie die dem Vertrag zuge-
teilten Uberschussanteile bilden das Deckungskapi-
tal.

Deckungskapital mit Verteilung der Abschluss-
und Vertriebskosten
Das Deckungskapital mit Verteilung der Abschluss-
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und Vertriebskosten entspricht bei ungezillmerten
Tarifen (siehe 3.2) dem Deckungskapital. Bei gezill-
merten Tarifen entspricht das Deckungskapital mit
Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten dem
Deckungskapital, das sich bei gleichmafiger Vertei-
lung der angesetzten Abschluss- und Vertriebskosten
auf die ersten 60 Monate der Aufschubdauer ergibt.
Betragt die Aufschubdauer weniger als 60 Monate,
erfolgt die Verteilung auf die Aufschubdauer. Die
Abschluss- und Vertriebskosten werden unter Beach-
tung der aufsichtsrechtlichen Héchstzillmersatze
(siehe Abschnitt 3) angesetzt.

Rechnungsgrundlagen

Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die fur
die Kalkulation lhrer Versicherung benétigt werden:
e Langlebigkeitsrisiko (Sterbetafel DAV 2004 R),
e Rechnungszins in Héhe von 1,0 %,

e Kosten (z. B. fur Verwaltung des Vertrags).

Rechnungszins
Mindestverzinsung lhres Deckungskapitals.

Rentengarantiezeit

Rentenzahlungen erfolgen mindestens fir die Dauer
der Rentengarantiezeit, auch wenn die Versicherte
Person wahrend dieser Zeit stirbt.

Uberschussanteile
Uberschussanteile resultieren aus den von der Swiss
Life Pensionskasse erzielten Gewinnen. Man unter-

Deutsche Bank AG

BIC: DEUTDEMMXXX

IBAN: DE90 7007 0010 0210 5526 00

Glaubiger-ID: DE90ZZZ00000042096



scheidet z. B. zwischen Zins- und Risikouberschus-
sen. Zinsuberschiisse werden durch gewinnbringen-
de Kapitalanlagen der Swiss Life Pensionskasse
erwirtschaftet, Risikoliberschiisse ergeben sich aus
der vorsichtigen Kalkulation der Versicherungen
(z. B. wenn mehr Todesfalle als kalkuliert auftreten).

Versicherte Person
Person, auf deren Leben der Versicherungsschutz
besteht.

Versicherungsnehmer
Versicherungsnehmer ist die (juristische) Person, die
den Versicherungsvertrag mit uns, der Versicherungs-
gesellschaft, abschlief3t.

Allgemeine Bedingungen firr die Rentenversicherung der
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Versicherungsperiode

Die Versicherungsperiode betragt bei einmaliger
Beitragszahlung ein Jahr. Bei laufender Beitragszah-
lung entspricht sie dem jeweiligen Beitragszahlungs-
abschnitt.

Versicherungsschein

Fur Kollektivtarife ist der abschlieRende Gruppenver-
sicherungs-Vertrag der Versicherungsschein. Die
Versicherte Person erhélt einen so genannten Versi-
cherungsausweis. In diesen Bedingungen wird ein-
heitlich von Versicherungsschein gesprochen.
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1 Versicherungsschutz und Leistungen
1.1 Wann beginnt der Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt, wenn der Vertrag
geschlossen ist, jedoch nicht vor dem mit Ihnen ver-
einbarten, im Versicherungsschein angegebenen
Versicherungsbeginn. Allerdings entfallt unsere Leis-
tungspflicht bei nicht rechtzeitiger Zahlung des ers-
ten oder einmaligen Beitrags (Einldsungsbeitrag).

1.2 Welche Leistungen erbringen wir?

1.2.1 Leistungen erbringen wir, wenn die Versicherte
Person das Ende der Aufschubdauer erlebt (Erle-
bensfall) oder — sofern vereinbart —, wenn die Versi-
cherte Person stirbt. Als Erlebensfall-Leistung ist
eine lebenslange Rentenzahlung vereinbart. Optio-
nal leisten wir eine Kapitalauszahlung (siehe 1.2.6).

Im Erlebensfall

1.2.2 Erlebt die Versicherte Person den vereinbarten
Rentenzahlungsbeginn, zahlen wir mindestens die
vereinbarte garantierte Rente, so lange die Versi-
cherte Person lebt.

Die Renten werden je nach Vereinbarung jahrlich,
halbjéhrlich, vierteljahrlich oder monatlich vorschis-
sig an den vereinbarten Falligkeitsterminen gezahilt.

1.2.3 Erlebt die Versicherte Person den vereinbarten
Rentenzahlungsbeginn und ist eine Rentengarantie-
zeit vereinbart, zahlen wir die vereinbarte Rente
mindestens bis zum Ablauf der Rentengarantiezeit,
unabhéngig davon, ob die Versicherte Person die-
sen Termin erlebt. Im Falle des Todes der Versicher-
ten Person vor Ablauf der Rentengarantiezeit erfolgt
die Rentenzahlung jedoch nur an bezugsberechtigte
Personen im Sinne dieser Versicherungsbedingun-
gen.

Abrufphase

1.2.4 Sie haben bei Vertragsabschluss die Méglich-
keit, einen flexiblen Rentenbeginn zu vereinbaren.
Dies gilt nur, sofern zusatzlich keine Hinterbliebe-
nenrenten-Zusatzversicherung vereinbart wurde.
Diese Abrufphase kann auch beitragsfrei gestaltet
werden.

Die Abrufphase beginnt frilhestens ab dem vollende-
ten 62. Lebensjahr der Versicherten Person. Sofern
die Versorgungszusage vor dem 01.01.2012 erteilt
wurde, beginnt sie friihestens mit dem vollendeten
60. Lebensjahr.

Allgemeine Bedingungen fiir die Rentenversicherung der
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Ist eine Abrufphase vereinbart, kbénnen Sie jeweils
mit einer Frist von einem Monat wéhlen, ab welchem
Monatsersten innerhalb der Abrufphase die Zahlung
der Leistung erfolgen soll. Die H6he der garantierten
Rente zum Beginn des Versicherungsjahres ist aus
dem Versicherungsschein ersichtlich.

Der Abruf ist an objektive Merkmale wie etwa den
Beginn der gesetzlichen Rente gekoppelt. Wird er
nicht in Anspruch genommen, setzt die Zahlung der
versicherten Rente nach Ablauf der Aufschubzeit
(Abrufphase) zum vereinbarten Rentenzahlungsbe-
ginn ein.

Verlangerungsoption

1.2.5 Sie kénnen spatestens einen Monat vor dem
Zeitpunkt des vereinbarten Rentenbeginns in Text-
form verlangen, dass die Hauptversicherung im Rah-
men der von uns festgelegten Tarifgrenzen und Kon-
ditionen einmalig und ohne Gesundheitsprufung fur
einen Zeitraum von hdchstens 5 Jahren beitragsfrei
verlangert wird, sofern die Versicherte Person den
urspringlich vereinbarten Beginn der Rentenzahlung
erlebt.

Sie kénnen die Verlangerungsoption nur dann ausi-
ben, wenn der neue Rentenbeginn die mittlere Le-
benserwartung der Versicherten Person weiterhin
wesentlich unterschreitet (im einkommensteuerli-
chen Sinne).

Optionale Kapitalauszahlung

1.2.6 Anstelle der Rentenzahlung leisten wir zum
Falligkeitstag der ersten Rente eine Kapitalauszah-
lung, wenn die Versicherte Person diesen Termin
erlebt. Hierfir muss im letzten Versicherungsjahr ein
Antrag auf Kapitalauszahlung spatestens 3 Monate
vor dem Féalligkeitstag der ersten Rente gestellt wer-
den (Kapitalwahlrecht). Mit der Kapitalauszahlung
endet die Versicherung. Diese Regelung gilt auch fir
Gruppenversicherungs-Vertrage, in denen die optio-
nale Kapitalauszahlung nicht geregelt ist.

Die Option auf Kapitalauszahlung gilt ferner auch fur
Leistungen an bezugsberechtigte Hinterbliebene,
sofern ein steigender Hinterbliebenenschutz versi-
chert war und daraus Leistungen féllig werden. Die
Option muss dann im Leistungsfall vom bezugsbe-
rechtigten Hinterbliebenen ausgetibt werden.

1.2.7 Ist eine Abrufphase vereinbart, kann wéahrend
der Abrufphase eine Kapitalauszahlung abgerufen
werden. Hierflir muss uns ein Antrag auf Kapitalaus-
zahlung spétestens 3 Monate vor der gewinschten
Kapitalauszahlung vorliegen.

Seite 5 von 23



Im Todesfall

1.2.8 Ist fur den Todesfall eine Leistung vereinbart
(z. B. steigender Hinterbliebenenschutz), so wird
diese bei Tod der Versicherten Person an die be-
zugsberechtigte Person in Form einer sofortbegin-
nenden lebenslangen Hinterbliebenenrente fallig.
Fir Waisen wird eine Hinterbliebenenrente in der
Regel jedoch maximal bis zum 25. Lebensjahr ge-
zahlt (siehe 1.4.11). Sind zum Todesfallzeitpunkt vor
Rentenbeginn keine fur den steigenden Hinterblie-
benenschutz bezugsberechtigten Personen im Sinne
der Versicherungsbedingungen vorhanden, kann
statt der versicherten Todesfall-Leistung ein zweck-
gebundenes Sterbegeld gezahlt werden. Das Ster-
begeld errechnet sich aus der im Todesfall vor Ren-
tenbeginn vorgesehenen Hinterbliebenenleistung
und ist im Rahmen der gesetzlichen Mdglichkeiten
auf 7.669 Euro begrenzt.

Die sofortbeginnende Hinterbliebenenrente aus dem
steigenden Hinterbliebenenschutz wird aus den bis
zum Tod entrichteten Beitragen ohne Zinsen und
ohne die Beitrage fir etwa eingeschlossene Zusatz-
versicherungen gebildet. Ist eine Abrufphase verein-
bart, so werden bei Tod der Versicherten Person
zwischen dem frihesten und dem spéatesten Alters-
rentenbeginn, die zu Beginn des laufenden Versi-
cherungsjahres optionale Kapitalauszahlung zuzug-
lich der im laufenden Versicherungsjahr entrichteten
Beitrage (ohne Zinsen und ohne die Beitrage flr
etwa eingeschlossene Zusatzversicherungen) als
Einmaleinlage fur eine sofortbeginnende Hinterblie-
benenrente verwendet.

Die jeweilige Hinterbliebenenrente erfolgt auf das
Leben der bezugsberechtigten Person(en) geméafn
dem zum Zeitpunkt des Todes der Versicherten Per-
son jeweils glltigen Tarif in der Pensionskasse.

1.2.9 Stirbt die Versicherte Person innerhalb der
Rentengarantiezeit, wird die Rente bis zum Ablauf
der Rentengarantiezeit weiter gezahlt, jedoch nur an
bezugsberechtigte Personen im Sinne dieser Versi-
cherungsbedingungen.

Rechnungsgrundlagen

1.2.10 Die geschlechtsunabhangige Beitragskalkula-
tion in der Aufschub- und Rentenbezugsphase ba-
siert auf Sterbetafeln der Deutschen Aktuarvereini-
gung (DAV 2004 R) und einem Rechnungszins in Héhe
von 1,0 %.

Sonstige Regelungen
1.2.11 AuRRer den in den Informationen Giber den

Versicherungsschutz ausgewiesenen garantierten
Leistungen erhalten Sie weitere Leistungen aus der

Allgemeine Bedingungen fiir die Rentenversicherung der
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Uberschussbeteiligung (siehe 1.3 und Abschnitt 10).

1.2.12 Weitere Einzelheiten Gber Art, Umfang und
Falligkeit der Versicherungsleistung finden Sie im
Versicherungsschein. Im Falle etwaiger Widerspru-
che haben die im Versicherungsschein getroffenen
Vereinbarungen vor diesen Bedingungen Vorrang.

Wie sind Sie an unseren Uberschiissen
beteiligt?

1.3

1.3.1 Wir beteiligen unsere Versicherungsnehmer in
ihrer Gesamtheit geméan § 153 Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) an den etwaigen Uberschiissen
und Bewertungsreserven (Uberschussbeteiligung).
Die Uberschiisse werden gemaR den Vorschriften
des Handelsgesetzbuchs ermittelt und jahrlich im
Rahmen unseres Jahresabschlusses festgestellt.
Die Bewertungsreserven werden dabei im Anhang
des Geschéftsberichts veroffentlicht. Der Jahresab-
schluss wird von einem unabhéangigen Wirtschafts-
prufer geprift und ist unserer Aufsichtsbehérde ein-
zureichen. Sie kdnnen den Geschéftsbericht jeder-
zeit bei uns anfordern.

Grundsatze und MaRstabe fiir die Uberschussbetei-
ligung der Versicherungsnehmer

Wir beteiligen Sie gemaR der jeweils giltigen Fas-
sung der Verordnung Uber die Mindestbeitragsriick-
erstattung in der Lebensversicherung (Mindestzu-
fuhrungsverordnung) an den Uberschissen.

1.3.2 Die Uberschiisse stammen im Wesentlichen
aus den Ertragen der Kapitalanlagen. Von den Net-
toertragen derjenigen Kapitalanlagen, die fur kinfti-
ge Versicherungsleistungen vorgesehen sind (§ 3
der Verordnung uber die Mindestbeitragsrickerstat-
tung in der Lebensversicherung - Mindestzufih-
rungsverordnung), erhalten die Versicherungsneh-
mer insgesamt mindestens den in dieser Verordnung
in ihrer jeweils glltigen Fassung genannten Pro-
zentsatz. In der derzeitigen Fassung der Verordnung
sind grundsatzlich 90 % vorgeschrieben (§ 4 Abs. 3,
§ 5 Mindestzufihrungsverordnung). Daraus werden
zuné&chst die garantierten Versicherungsleistungen
finanziert. Die verbleibenden Mittel verwenden wir
fur die Uberschussbeteiligung der Versicherungs-
nehmer.

Weitere Uberschiisse entstehen insbesondere dann,
wenn Sterblichkeit bzw. Lebenserwartung und Kos-
ten gunstiger sind, als bei der Tarifkalkulation ange-
nommen. Auch an diesen Uberschiissen werden die
Versicherungsnehmer gemaf den jeweils geltenden
gesetzlichen Vorgaben angemessen beteiligt und
zwar nach derzeitiger Rechtslage am Risikoergebnis
(Langlebigkeit) grundsétzlich zu mindestens 90 %
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und am Ubrigen Ergebnis (einschlie3lich Kosten)
grundsatzlich zu mindestens 50 % (§ 4 Abs. 4 und 5,
§ 5 Mindestzufuihrungsverordnung).

1.3.3 Die verschiedenen Versicherungsarten tragen
unterschiedlich zum Uberschuss bei. Wir haben
deshalb gleichartige Versicherungen zu sogenann-
ten Bestandsgruppen zusammengefasst. Bestands-
gruppen bilden wir beispielsweise, um das versicher-
te Risiko wie das Todesfall-, Langlebigkeits- oder
Berufsunfahigkeitsrisiko zu berticksichtigen. Die
Verteilung des Uberschusses auf die einzelnen Be-
standsgruppen orientiert sich daran, in welchem
Umfang sie zu seiner Entstehung beigetragen ha-
ben.

Den Uberschuss fithren wir der Riickstellung fiir
Beitragsrickerstattung zu, soweit er nicht in Form
der so genannten Direktgutschrift bereits unmittelbar
den Uberschussberechtigten Versicherungen gutge-
schrieben wird. Diese Ruckstellung dient dazu, Er-
gebnisschwankungen im Zeitablauf zu glatten. Sie
darf grundsatzlich nur fir die Uberschussbeteiligung
der Versicherungsnehmer verwendet werden. Nur in
Ausnahmefallen und mit Zustimmung der Aufsichts-
behérde kénnen wir hiervon nach § 140 Abs. 1 Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz (VAG) abweichen, soweit
die Rickstellung nicht auf bereits festgelegte Uber-
schussanteile entféllt. Nach der derzeitigen Fassung
des § 140 Abs. 1 VAG kdnnen wir im Interesse der
Versicherungsnehmer die Rickstellung fir Beitrags-
rickerstattung auch heranziehen: zur Abwendung
eines drohenden Notstands oder zum Ausgleich
unvorhersehbarer Verluste aus den tiberschussbe-
rechtigten Vertragen, die auf allgemeine Anderun-
gen der Verhaltnisse zuriickzufuhren sind, oder zur
Erh6hung der Deckungsrickstellung, wenn die
Rechnungsgrundlagen aufgrund einer unvorherseh-
baren und nicht nur voribergehenden Anderung der
Verhaltnisse angepasst werden muissen.

Wenn wir die Ruckstellung fur Beitragsrickerstat-
tung zum Verlustausgleich oder zur Erh6hung der
Deckungsruckstellung heranziehen, belasten wir die
Versichertenbestande verursachungsorientiert.

1.3.4 Bewertungsreserven entstehen, wenn der
Marktwert der Kapitalanlagen Giber dem Wert liegt,
mit dem die Kapitalanlagen in der Bilanz ausgewie-
sen sind. Die Bewertungsreserven sorgen fir Si-
cherheit und dienen dazu, kurzfristige Ausschlage
an den Kapitalmarkten auszugleichen. Die Bewer-
tungsreserven, die nach gesetzlichen und aufsichts-
rechtlichen Vorschriften fur die Beteiligung der Ver-
trdge zu beriicksichtigen sind, ermitteln wir mindes-
tens einmal jahrlich neu und ordnen sie nach einem
verursachungsorientierten Verfahren anteilig rechne-
risch den Vertragen zu. Ein Anspruch auf Beteili-
gung an den Bewertungsreserven entsteht jedoch
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erst bei Vertragsende bzw. Rentenzahlungsbeginn.
Der dann fur diesen Zeitpunkt ermittelte Betrag wird
zur Halfte zugeteilt. Auch wahrend des Rentenbe-
zugs werden wir Sie an den Bewertungsreserven
beteiligen. Aufsichtsrechtliche Regelungen zur Kapi-
talausstattung bleiben unberihrt.

1.3.5 Weitere wesentliche Regelungen und Informa-
tionen zu unserer Uberschussbeteiligung und zu den
Uberschussverwendungs-Systemen finden Sie im
Abschnitt 10.

1.4 Wer erhélt die Versicherungsleistung?

1.4.1 Die Leistung aus dem Versicherungsvertrag
erbringen wir geman den Bestimmungen des Versi-
cherungsscheins.

Bezugsrecht

1.4.2 Versicherungsnehmer fir die Versicherungen
seiner Arbeitnehmer ist der Arbeitgeber. Es wird
unwiderruflich vereinbart, dass wahrend der Dauer
des Dienstverhéaltnisses eine Ubertragung der Versi-
cherungsnehmer-Eigenschaft und eine Abtretung
von Rechten aus diesem Vertrag auf den versicher-
ten Arbeitnehmer bis zu dem Zeitpunkt, in dem der
versicherte Arbeitnehmer sein 61. Lebensjahr (bzw.
59. Lebensjahr bei Versorgungszusagen vor 2012)
vollendet, ausgeschlossen ist. Eine Abtretung oder
Beleihung der Anspriiche aus einem unwiderrufli-
chen Bezugsrecht durch den Arbeitnehmer ist aus-
geschlossen. Dies gilt nur, soweit die Beitrdge nach
§ 40b Einkommensteuergesetz (EStG) pauschal
bzw. nach 8 3 Nr. 63 EStG nicht versteuert werden.
Bei Versorgungszusagen mit Entgeltumwandlung ist
eine Abtretung, Verpfandung oder Beleihung durch
den Arbeitgeber ausgeschlossen.

1.4.3 Der Versicherungsnehmer bzw. der unwider-
ruflich Bezugsberechtigte ist der wirtschaftlich Be-
rechtigte im Sinne des Geldwaschegesetzes (GwG).

Unverfallbarkeit ab Beginn (Entgeltumwandlung oder
arbeitgeberfinanziert)

1.4.4 Dem Arbeitgeber bleibt freigestellt tber die
gesetzlichen Bestimmungen gemaf § 1b Betriebs-
rentengesetz (BetrAVG) hinauszugehen und eine
Unverfallbarkeit ab Beginn zu vereinbaren. Werden
hingegen die Beitrage wirtschaftlich von der Versi-
cherten Person getragen (Entgeltumwandlung), so
gilt immer Unverfallbarkeit ab Beginn.

1.4.5 Der Versicherten Person wird sowohl flir den
Todes- als auch fur den Erlebensfall ein nicht Giber-
tragbares und nicht beleihbares unwiderrufliches
Bezugsrecht eingerdumt. Dieses Bezugsrecht be-
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zieht sich auch auf die Uberschussanteile.
Unverfallbarkeit gemafR § 1b BetrAVG

1.4.6 Die Gestaltung des Bezugsrechts leitet sich ab
aus der Mindestnorm des BetrAVG. Der Versicher-
ten Person wird sowohl fir den Todes- als auch fiir
den Erlebensfall unter den nachstehenden Vorbehal-
ten ein nicht Ubertragbares und nicht beleihbares
unwiderrufliches Bezugsrecht eingerdumt.

1.4.7 Dem Arbeitgeber bleibt das Recht vorbehalten,
alle Versicherungsleistungen fur sich in Anspruch zu
nehmen, wenn das Arbeitsverhéaltnis vor Eintritt des
Versorgungsfalls endet, es sei denn, die Versicherte
Person hat das 25. Lebensjahr vollendet und die
Versicherung hat 5 Jahre bestanden.

1.4.8 Das Bezugsrecht bezieht sich auch auf die
Uberschussanteile.

1.4.9 Die Art der geltenden Regelung fur die Unver-
fallbarkeit haben Sie im Gruppenversicherungs-
Vertrag bzw. Antrag gewabhilt.

1.4.10 Der Widerruf einer unverfallbaren Anwart-
schaft durch den Arbeitgeber erfordert die Vorlage
eines Urteils mit Rechtskraftvermerk. Der Arbeitge-
ber kann dann die Versicherungsleistung fir sich in
Anspruch nehmen.

Zahlungsverfligung fur den Todesfall

1.4.11 Fir den Todesfall ist eine vereinbarte Hinter-
bliebenenleistung in nachstehender Rangfolge zu
zahlen an:

a) den Uberlebenden Ehegatten, mit dem die Versi-
cherte Person zum Zeitpunkt des Todes verheira-
tet war oder den uUberlebenden Lebenspartner im
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes
(LPartG),

b) die Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3 und 4 Satz 1
Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 EStG zu gleichen Teilen,

c¢) die in einer gesonderten schriftlichen Vereinba-
rung benannte, in einer ehedhnlichen Gemein-
schaft lebende Person,

d) die fur das Sterbegeld empfangsberechtigte Per-
son, sofern die unter Buchstabe a bis ¢ benann-
ten Personen fehlen.

1.4.12 Die vorgenannten fur den Todesfall beglns-
tigten Hinterbliebenen haben einen widerruflichen
Anspruch auf die Hinterbliebenenleistungen fur den
Fall des Todes der Versicherten Person. Ein wider-
rufliches Bezugsrecht kann der Arbeitgeber in Ab-
stimmung mit dem Arbeitnehmer andern.
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1.5 Was ist zu beachten, wenn Sie eine Versi-
cherungsleistung verlangen?

Ihre Obliegenheiten (Mitwirkungspflichten) nach
einem Versicherungsfall

1.5.1 Wenn Leistungen aus dem Versicherungsver-
trag beansprucht werden sollen, muss uns Auskunft
Uber die steuerliche Anséssigkeit gegeben und ein
amtliches Zeugnis tUber den Tag der Geburt der Ver-
sicherten Person vorgelegt werden.

1.5.2 Wir kdnnen vor jeder Rentenzahlung ein amtli-
ches Zeugnis daruiber verlangen, dass die Versi-
cherte Person noch lebt, héchstens jedoch einmal
pro Jahr.

1.5.3 Der Tod der Versicherten Person ist uns in
jedem Fall unverziiglich anzuzeigen. AuR3er dem
Versicherungsschein ist uns eine amtliche Sterbeur-
kunde im Original einzureichen, die Alter, Geburtsort
und Todeszeitpunkt nennt. Zu Unrecht empfangene
Leistungen sind an uns zurtickzuzahlen.

1.5.4 Die Hinterbliebenenleistungen erbringen wir
bei Falligkeit gegen Vorlage einer amtlichen Urkun-
de, durch die das Geburtsdatum der Witwe bzw. des
Witwers, des Lebenspartners, des Lebensgeféahrten,
sofern eine gesonderte Vereinbarung getroffen wur-
de, bzw. das der Waisen sowie die verwandtschaftli-
che Beziehung zur Versicherten Person nachgewie-
sen wird.

1.5.5 Ist fir den Todesfall eine Leistung vereinbart,
die Uber den steigenden Hinterbliebenenschutz hin-
ausgeht, ist uns ferner ein ausfuhrliches arztliches
Zeugnis Uber die Todesursache sowie Uber Beginn
und Verlauf der Krankheit, die zum Tod der Versi-
cherten Person gefihrt hat, vorzulegen.

1.5.6 Zur Klarung unserer Leistungspflicht kbnnen
wir notwendige weitere Nachweise verlangen und
erforderliche Erhebungen selbst anstellen. Die mit
den erforderlichen Nachweisen verbundenen Kosten
tragt derjenige, der die Versicherungsleistung bean-
sprucht. Wir werden die erforderlichen Erhebungen
nur auf die Zeit vor der Antragsannahme, die nachs-
ten 5 Jahre danach und das Jahr vor dem Tod der
Versicherten Person erstrecken.

1.5.7 Unsere Leistungen uberweisen wir dem Be-
rechtigten in der Bundesrepublik Deutschland kos-
tenlos. Bei Uberweisungen ins Ausland und bei
Sonderformen der Zahlung (z. B. telegrafische
Uberweisung, Scheck) tragt der Empfangsberechtig-
te die Kosten; bei Uberweisungen in Lander aul3er-
halb des Europaischen Wirtschaftsraums und bei
Sonderformen der Zahlung auch die damit verbun-
dene Gefahr.
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1.5.8 Beantragen Sie zum Zeitpunkt des spatesten
Rentenbeginns keine Kapitalauszahlung, zahlen wir
die vereinbarte Rente mit steigender Uberschuss-
rente (siehe 10.4.2).

1.6 Wann endet |Ihr Versicherungsschutz?

Vor Rentenbeginn endet der Versicherungsschutz
mit Falligkeit der optionalen Kapitalauszahlung im
Erlebensfall oder mit dem Tod der Versicherten Per-
son, sofern keine Hinterbliebenenleistungen zu er-
bringen sind.

Nach Rentenbeginn endet der Versicherungsschutz
mit der Falligkeit der letzten Rentenzahlung.

1.7 Wie sind das Versicherungsjahr, die Versi-
cherungsperiode und das Alter fur die Ta-
rifkalkulation definiert?

Versicherungsjahr, Versicherungsperiode

1.7.1 Ein Versicherungsjahr beginnt mit dem Monat
des im Versicherungsschein genannten Versiche-
rungsbeginns und dauert grundsétzlich 12 Monate.
Die Versicherungsperiode fallt bei Einmalbeitrags-
und jahrlicher Beitragszahlung mit dem Versiche-
rungsjahr zusammen. Bei unterjahriger Beitragszah-
lung umfasst die Versicherungsperiode entspre-
chend der Beitragszahlungsweise einen Monat, ein
Vierteljahr bzw. ein halbes Jahr.

Rumpfbeginnjahr

1.7.2 Betragt der Zeitraum vom Kalendermonat des
Versicherungsbeginns bis zum Kalendermonat, der
mit der Hauptfalligkeit des Versicherungsvertrags
zusammenfallt, weniger als 12 Monate, so liegt ein
so genanntes Rumpfbeginnjahr vor. Alle folgenden
(vollen) Versicherungsjahre beginnen dann jeweils
mit dem Kalendermonat der Hauptfalligkeit des Ver-
sicherungsvertrags. Liegt ein Rumpfbeginnjahr vor,
betragt die Versicherungsdauer in Jahren die Anzahl
der vollen Versicherungsjahre plus eins (das
Rumpfbeginnjahr).

Rumpfendejahr

1.7.3 Betragt der Zeitraum vom Kalendermonat der
Hauptfalligkeit des Versicherungsvertrags bis zum
Kalendermonat, der mit dem Ende der vereinbarten
Aufschubzeit zusammenfallt, weniger als 12 Monate,
so liegt ein so genanntes Rumpfendejahr vor.

Alter fur die Tarifkalkulation

Beim Alter fir die Tarifkalkulation wird zwischen dem
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versicherungstechnischen Alter und dem Lebensal-
ter unterschieden.

1.7.4 Das versicherungstechnische Alter entspricht
den tatsachlichen Lebensjahren der Versicherten
Person, wobei das bereits begonnene Lebensjahr
hinzugezahlt wird, wenn seit dem Geburtstag bis
zum Versicherungsbeginn bzw. Erh6hungstermin
mehr als 6 Monate verstrichen sind.

Beispiel: Der Versicherungsbeginn bzw. Erhéhungs-
termin ist der 01.01.2016 und der Geburtstag ist der
15.05.1976. Am 15.05.2015 ist das 39. Lebensjahr
vollendet und das 40. Lebensjahr hat begonnen. Bis
zum 01.01.2016 werden mehr als 6 Monate verstri-
chen sein. Somit gilt 40 als das versicherungstech-
nische Alter.

1.7.5 Das Lebensalter ist das Alter zu Versiche-
rungsbeginn in vollendeten Jahren und Monaten.

1.7.6 Das angewandte Alter fur lhren Vertrag ist im
Versicherungsschein geregelt.

2 Beitragszahlung

2.1 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu
beachten und was ist vereinbart?

2.1.1 Die Beitrage zu lhrer Versicherung kénnen Sie
je nach Vereinbarung in einem einzigen Betrag
(Einmalbeitrag) oder durch Monats-, Vierteljahres-,
Halbjahres- oder Jahresbeitrage (laufende Beitrage)
entrichten.

2.1.2 Laufende Beitrage werden zu Beginn der ver-
einbarten Versicherungsperiode fallig.

2.1.3 Der erste oder einmalige Beitrag (Einldsungs-
beitrag) ist unverzuglich nach Abschluss des Ver-
trags zu zahlen, jedoch nicht vor dem mit Ihnen ver-
einbarten im Versicherungsschein angegebenen
Versicherungsbeginn.

2.1.4 Fir die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung
genlgt es, wenn Sie fristgerecht alles getan haben,
damit der Beitrag bei uns eingeht. Ist die Einziehung
des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag bei Fallig-
keit eingezogen werden kann und Sie einer berech-
tigten Einziehung nicht widersprechen. Konnte der
fallige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch
rechtzeitig, wenn sie unverzuglich nach unserer
schriftlichen Zahlungsaufforderung erfolgt. Haben
Sie zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht
eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, kinftig
die Zahlung auf3erhalb des Lastschriftverfahrens zu
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verlangen.

2.1.5 Die Ubermittlung Ihrer Beitrage erfolgt auf Ihre
Gefahr und lhre Kosten.

2.1.6 FUr eine Stundung der Beitrage ist eine schrift-
liche Vereinbarung mit uns erforderlich. Die Stun-
dung setzt einen entsprechenden Rickkaufswert
(siehe 5.5) voraus.

2.1.7 Im Versicherungsfall (bei Tod der Versicherten
Person bzw. im Erlebensfall) werden wir etwaige
Beitragsrickstande mit der Versicherungsleistung
verrechnen.

2.2 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag
nicht rechtzeitig zahlen?

Einlésungsbeitrag

2.2.1 Wenn Sie den Einlésungsbeitrag nicht recht-
zeitig zahlen, kénnen wir - solange die Zahlung nicht
bewirkt ist - vom Vertrag zurticktreten. Dies gilt nicht,
wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie die nicht
rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben. Bei
einem Rucktritt kénnen wir von lhnen die Kosten
der zur Gesundheitsprufung durchgefuhrten
arztlichen Untersuchungen verlangen, sofern wir
sie getragen haben.

2.2.2 Ist der Einldsungsbeitrag bei Eintritt des Versi-
cherungsfalls noch nicht gezahlt, sind wir nicht zur
Leistung verpflichtet, sofern wir Sie durch gesonder-
te Mitteilung in Textform oder durch einen aufféalligen
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge aufmerksam gemacht haben. Unsere Leis-
tungspflicht besteht jedoch, wenn uns nachgewiesen
wird, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten
haben.

2.2.3 Treten wir nicht zurick, sind Sie zur Beitrags-
zahlung verpflichtet.

Folgebeitrag

2.2.4 Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger Be-
trag, den Sie aus dem Versicherungsverhaltnis
schulden, nicht rechtzeitig gezahlt worden ist oder
eingezogen werden konnte, erhalten Sie von uns auf
Ihre Kosten eine Mahnung in Textform. Darin setzen
wir Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens

2 Wochen. Begleichen Sie den Riickstand nicht in-
nerhalb der gesetzten Frist, entféllt oder vermindert
sich lhr Versicherungsschutz. Des Weiteren haben
wir das Recht, den Vertrag zum Ablauf der Zah-
lungsfrist zu kiindigen, sofern Sie mit der Zahlung in
Verzug geblieben sind. Die Kiindigung kann bereits
mit der Mahnung verbunden werden. Auf die Rechts-
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folgen werden wir Sie in der Mahnung ausdriicklich
hinweisen.

Fur die Berechnung des verminderten Versiche-
rungsschutzes und des Rickkaufswerts gelten die
Regelungen zur Beitragsfreistellung bzw. zur Kiindi-

gung.

2.3 Konnen Sie Zuzahlungen leisten?

2.3.1 Sie kdnnen jederzeit vor Rentenbeginn in Ihren
bestehenden Vertrag freiwillige Zuzahlungen leisten.
Wenn Sie eine Zuzahlung leisten méchten, missen
Sie dies vorher in Textform bei uns anmelden. In
Textform angemeldete und tatséchlich geleistete
Zuzahlungen werden zum darauf folgenden Monats-
ersten gutgeschrieben. Zuzahlungen erhéhen die
versicherten Leistungen nur des Haupttarifs.

Im Einzelfall kann es in den letzten 5 Jahren vor
Rentenbeginn fur Sie unvorteilhaft sein, eine Zuzah-
lung durchzufiihren. Sofern Sie beabsichtigen in
diesem Zeitraum eine Zuzahlung vorzunehmen,
empfehlen wir lhnen, sich vor der geplanten Zuzah-
lung mit uns in Verbindung zu setzen.

2.3.2 Die Erhéhung der Versicherungsleistungen
errechnet sich nach dem am Erhéhungstermin er-
reichten versicherungstechnischen Alter der Versi-
cherten Person und der restlichen Aufschubdauer
sowie den bei Vertragsabschluss geltenden Rech-
nungsgrundlagen (siehe 1.2.10). Unsere zum Zeit-
punkt der Zuzahlung giltigen Annahmerichtlinien
(z. B. ab welcher Summe Gesundheitsfragen zu
beantworten sind) werden auf die Zuzahlung ange-
wendet.

2.3.3 Die Zuzahlung muss mindestens 200 Euro
betragen.

2.3.4 Die Summe aus vereinbarten laufenden Bei-
trdgen und Zuzahlungen darf die steuerliche Héchst-
fordergrenze pro Kalenderjahr nicht tibersteigen.

3 Vereinbarung zur Verrechnung der Kosten
3.1 Welche Kosten entstehen?

3.1.1 Mit Versicherungsvertrdgen sind Kosten ver-
bunden. Diese sind in lhre Beitréage einkalkuliert und
werden lhnen daher nicht gesondert in Rechnung
gestellt. Es handelt sich um Abschluss- und Ver-
triebskosten sowie lbrige Kosten.

3.1.2 Zu den Abschluss- und Vertriebskosten

gehoren insbesondere Abschlussprovisionen fur den
Versicherungsvermittler. AuRerdem umfassen die
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Abschluss- und Vertriebskosten die Kosten fur die
Antragsprufung und Ausfertigung der Vertragsunter-
lagen, Sachaufwendungen, die im Zusammenhang
mit der Antragsbearbeitung stehen, sowie Werbe-
aufwendungen. Zu den Uibrigen Kosten gehoren
insbesondere die Verwaltungskosten. Diese wer-
den Uber die gesamte Vertragslaufzeit verteilt. Far
die Abschluss- und Vertriebskosten gelten die Rege-
lungen des folgenden Abschnitts.

3.2 Fir lhren Versicherungsvertrag wird hier-
mit Folgendes zur Zillmerung vereinbart

3.2.1 Es ist vereinbart, dass die Abschluss- und
Vertriebskosten wahrend der vertraglich vereinbar-
ten Beitragszahlungsdauer aus den laufenden Bei-
trdgen bzw. dem Einmalbeitrag getilgt werden.

3.2.2 Entsprechend der gewdahlten Tarifart ist die
Kostenverrechnung unterschiedlich.

Bei ungezillmerten Tarifen werden die Abschluss-
kosten Uber die Beitragszahlungsdauer verteilt erho-
ben.

Bei gezillmerten Tarifen ist das Verrechnungsverfah-
ren gemal 8§ 4 der Deckungsrickstellungsverord-
nung (Zillmerung) mafRgebend. Hierbei werden die
ersten Beitrage zur Tilgung eines Teils der Ab-
schluss- und Vertriebskosten herangezogen, soweit
die Beitrage nicht fir Leistungen im Versicherungs-
fall, Kosten des Versicherungsbetriebs in der jeweili-
gen Versicherungsperiode und fur die Bildung einer
Deckungsrickstellung aufgrund von § 25 Abs. 2
RechVersV in Verbindung mit § 169 Abs. 3 VVG
bestimmt sind.

Der auf diese Weise zu tilgende Betrag ist gemaf
Deckungsriickstellungsverordnung auf 2,5 % der von
Ihnen wahrend der Laufzeit des Vertrags zu zahlen-
den Beitrage beschrankt. Auch bei spateren Erho-
hungen gehen wir nach dem dargestellten Verfahren
vor.

3.2.3 Die beschriebene Kostenverrechnung hat bei
gezillmerten Tarifen wirtschaftlich zur Folge, dass
insbesondere in der Anfangszeit lhrer Versicherung
nur geringe Beitragsteile zur Bildung der beitrags-
freien Rente oder fur den Ruckkaufswert verwendet
werden kdnnen (siehe 5.4 und 5.5).

3.3 Hohe der einkalkulierten Kosten

Die Hohe der Abschluss- und Vertriebskosten sowie
der Gbrigen Kosten und der darin enthaltenen Ver-

waltungskosten zu lhrem Vertrag ist in den Informa-
tionen gemal VVG-Informationspflichtenverordnung
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beziffert. Die Entwicklung des Riickkaufswerts sowie
der beitragsfreien Rente kdnnen Sie der Ihnen Uber-
lassenen Tabelle entnehmen.

4  Vereinbarung eines Abzugs bei Beitragsfrei-
stellung oder Kiindigung

Es wird hiermit ausdriicklich vereinbart, dass im
Falle einer (teilweisen oder vollstandigen) Bei-
tragsfreistellung bzw. im Falle einer (teilweisen
oder vollstadndigen) Kindigung ein Abzug er-
folgt.

Die Hohe des Abzugs haben wir in Euro und
Cent fur Sie in den Informationen beziffert, die
Sie vor Abgabe lhrer Vertragserklarung erhalten
haben.

4.1 Welchen Hintergrund hat der Abzug?

Mit dem Abzug wird ein Ausgleich fur kollektiv ge-
stelltes Risikokapital sowie fur verminderte Kapitaler-
trage aufgrund vorzeitiger Falligkeit vorgenommen.
AulRerdem wird die Verdnderung der Risikolage des
verbleibenden Versichertenbestands ausgeglichen.

Ausgleich fur kollektiv gestelltes Risikokapital

4.1.1 Wir bieten lhnen im Rahmen des vereinbarten
Versicherungsschutzes Garantien und Optionen.
Dies ist moglich, weil ein Teil des daftr erforderli-
chen Risikokapitals (Solvenzmittel) durch den Versi-
chertenbestand zur Verfigung gestellt wird. Bei
Neuabschluss eines Vertrags partizipiert dieser an
bereits vorhandenen Solvenzmitteln. Wahrend der
Laufzeit muss der Vertrag daher solche Mittel zur
Verfligung stellen. Bei Vertragskiindigung gehen
diese Mittel dem verbleibenden Bestand verloren;
bei einer Beitragsfreistellung zumindest die zukinftig
eingeplanten Solvenzmittel. Deshalb missen diese
verlorengegangenen Mittel im Rahmen des Abzugs
ausgeglichen werden. Der interne Aufbau von Risi-
kokapital ist regelmaRig fur alle Versicherungsneh-
mer die gunstigste Finanzierungsmaoglichkeit von
Optionen und Garantien, da eine Finanzierung tUber
externes Kapital wesentlich teurer ware.

Ausgleich fur verminderte Kapitalertrage

4.1.2 Versicherungsprodukte bieten Versicherungs-
schutz fur eine vereinbarte Vertragsdauer. Entspre-
chend orientiert sich die Anlagedauer von Kapitalan-
lagen an den Laufzeiten der Versicherungsvertrage.
Zur stetigen Ertragserzielung werden Kapitalien vor
allem in festverzinsliche Wertpapiere angelegt. Eine
Vertragskindigung kann ein vorzeitiges Auflosen
von Wertpapierpositionen erfordern.
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Veranderungen der Risikolage

4.1.3 Die Kalkulation von Versicherungsprodukten
basiert darauf, dass die Risikogemeinschaft sich
gleichmafig aus versicherten Personen mit einem
hohen und einem geringeren Risiko zusammensetzt.
Da Personen mit einem geringen Risiko die Risiko-
gemeinschaft eher verlassen als Personen mit ei-
nem hohen Risiko, wird in Form eines kalkulatori-
schen Ausgleichs sichergestellt, dass der Risikoge-
meinschaft durch die vorzeitige Vertragskiindigung
kein Nachteil entsteht. Gleiches gilt bei Beitragsfrei-
stellung in dem Umfang, wie sich das Risiko redu-
Ziert.

4.2 Wie wird der Abzug ermittelt?

4.2.1 Der Abzug betragt bei Beitragsfreistellung oder
Kiindigung der einzelnen Versicherung 0,05 % des
Deckungskapitals mit gleichmafiger Verteilung der
Abschluss- und Vertriebskosten fur jedes Jahr der
Restlaufzeit (einschlieBlich einer vereinbarten Abruf-
phase), wenn der gesamte Bestand oder ein objektiv
beschriebener Teilbestand des zugrunde liegenden
Gruppenversicherungs-Vertrags beitragsfrei gestellt
oder gekiindigt wird.

Erfolgt die Beitragsfreistellung oder Kiindigung der
einzelnen Versicherung aus anderen Grinden (z. B.
wegen Beendigung des Beschaftigungsverhaltnis-
ses), betragt der entsprechende Abzugsatz 0,025 %.

4.2.2 Der Abzug ist zuldssig, wenn er angemessen
ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir
halten den Abzug fir angemessen, weil mit ihm die
Veranderung der Risikolage des verbleibenden Ver-
sichertenbestands ausgeglichen wird. Zudem wird
damit ein Ausgleich fur kollektiv gestelltes Risikoka-
pital und ein Ausgleich fur verminderte Kapitalertra-
ge vorgenommen. Wenn Sie uns nachweisen, dass
der aufgrund Ihrer Kiindigung oder Beitragsfreistel-
lung von uns vorgenommene Abzug wesentlich nied-
riger liegen muss, wird er entsprechend herabge-
setzt. Wenn Sie uns nachweisen, dass der Abzug
Uberhaupt nicht gerechtfertigt ist, entfallt er.

4.3 Wann wird auf einen Abzug verzichtet?

In den Féllen

e des vorzeitigen Bezugs der Altersrente ab dem
60. Lebensjahr,

e der Fortsetzung der Versorgung durch den neu-
en Arbeitgeber (Ubertragung),

e von Abfindungen gemaR § 3 BetrAVG

verzichten wir auf einen Abzug. Ebenso verzichten
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wir bei Kiindigung einer au3erplanméafig beitragsfrei
gestellten Versicherung auf einen Abzug.

5 Madglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten,
Beitragsfreistellung und Kiindigung

5.1 Welche Méglichkeiten der Uberbriickung
kdnnen Sie bei Zahlungsschwierigkeiten
nutzen?

Wenn Sie vortibergehend nicht in der Lage sind, die
Beitrage zu zahlen, stehen aulRer der Beitragsfrei-
stellung und Kindigung grundsatzlich weitere Mog-
lichkeiten zur Verfigung, um Zahlungsschwierigkei-
ten zu Uberbricken.

5.1.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt bei
uns geltenden Regelungen und vertragsbezogener
Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und ausrei-
chender Ruckkaufswert, stehen zur Verfigung:

Bonusrickkauf aus der Hauptversicherung,
Teilrickkauf der Hauptversicherung,
Stundung der falligen Beitrage,

befristete Beitragsfreistellung,
Beitragsfreistellung mit anschlieRender Wie-
derinkraftsetzung.

Uber Einzelheiten geben wir Ihnen bei drohenden
Zahlungsschwierigkeiten gerne Auskunft. Kontaktie-
ren Sie uns, damit wir gemeinsam nach einer L6-
sung fir Sie suchen kénnen.

5.2 Sie wollen ein Policendarlehen?

In der betrieblichen Altersversorgung besteht die
Moglichkeit der Inanspruchnahme eines Policendar-
lehens nicht.

5.3 Stundung der Beitrage

5.3.1 Fir eine Stundung der Beitrage ist eine schrift-
liche Vereinbarung mit uns erforderlich. Die Stun-
dung setzt einen entsprechenden Riickkaufswert
(siehe 5.5) voraus.

5.4 Wann kdnnen Sie Ilhre Versicherung bei-
tragsfrei stellen?

5.4.1 Sie kbénnen jederzeit zum Schluss einer Versi-

cherungsperiode in Textform verlangen, ganz oder

teilweise von der Beitragszahlungspflicht befreit zu

werden.

5.4.2 Setzen Sie die Beitragszahlung aus, verringert
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sich Ihr Versicherungsschutz. Bei Beitragsfreistel-
lung setzen wir die versicherte Leistung ganz oder
teilweise auf eine beitragsfreie Leistung herab.

5.4.3 Die beitragsfreie Leistung wird zum Schluss
der laufenden Versicherungsperiode unter Zugrun-
delegung des Rickkaufswerts gemal 5.5.3, vermin-
dert um den geman Abschnitt 4 vereinbarten Abzug
und um ausstehende Forderungen (z. B. riickstandi-
ge Beitrage), errechnet.

Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungs-
grundlagen der Beitragskalkulation, die fir diesen
Vertrag gelten.

Die Beitragsfreistellung lhrer Versicherung ist
mit Nachteilen verbunden. Insbesondere in der
Anfangszeit Ihrer Versicherung sind wegen der Ver-
rechnung von Abschluss- und Vertriebskosten (siehe
Abschnitt 3) nur geringe Betrage zur Bildung einer
beitragsfreien Rente vorhanden. Auch in den Folge-
jahren stehen nicht unbedingt Mittel in Hohe der
eingezahlten Beitrage fur die Bildung einer beitrags-
freien Rente zur Verfigung.

Né&here Informationen zur beitragsfreien Rente und
ihrer Hohe kdnnen Sie den Informationen uber den
Versicherungsschutz entnehmen.

Haben Sie die vollstandige Befreiung von der Bei-
tragszahlungspflicht verlangt und erreicht die bei-
tragsfreie Rente den Mindestbetrag von jahrlich
300 Euro nicht, so behalten wir uns das Recht vor,
im Rahmen der dann gultigen tarifvertraglichen und
gesetzlichen Regelungen den Leistungsbetrag ge-
mafR 5.5.3 bzw. den Abfindungswert (vgl. § 3 Be-
trAVG) auszuzahlen und den Vertrag zu beenden.

5.4.4 Im Falle von Elternzeit, Arbeitslosigkeit und
lang andauernder Krankheit ist auch eine Beitrags-
freistellung unter den gesetzlichen Grenzen ab

12 Euro jahrlich méglich. Wird der Vertrag nicht in-
nerhalb von 3 Jahren beitragspflichtig weitergefihrt,
behalten wir uns das Recht vor, im Rahmen der
dann gultigen tarifvertraglichen und gesetzlichen
Regelungen den Leistungsbetrag gemaf 5.5.3 bzw.
den Abfindungswert (vgl. § 3 BetrAVG) auszuzahlen
und den Vertrag zu beenden.

Teilweise Beitragsfreistellung

5.4.5 Auch bei teilweiser Beitragsfreistellung gelten
die vorstehenden Regelungen zur vollstandigen
Beitragsfreistellung entsprechend. Haben Sie nur
eine teilweise Befreiung von der Beitragspflicht be-
antragt, so ist der Antrag nur wirksam, wenn die
garantierte Rente nach teilweiser Beitragsfreistellung
mindestens 300 Euro pro Jahr betragt und der fur
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den beitragspflichtigen Teil zu zahlende laufende
Beitrag 240 Euro jahrlich nicht unterschreitet.

Andernfalls kénnen Sie die vollstandige Befreiung
von der Beitragszahlungspflicht beantragen. Dieser
Antrag fuhrt zur beitragsfreien Fortsetzung der Ver-
sicherung, wenn die beitragsfreie Rente den Min-
destbetrag erreicht.

5.4.6 Die Leistungen einer eingeschlossenen Zu-
satzversicherung werden bei teilweiser Beitragsfrei-
stellung entsprechend der reduzierten Leistungen
der Hauptversicherung (Rente) angepasst. Die Leis-
tungen einer versicherten Beitragsbefreiung bei Be-
rufsunféahigkeit werden entsprechend der Beitrags-
reduzierung herabgesetzt.

Wiederinkraftsetzung nach Beitragsfreistellung

5.4.7 Sie kénnen nach einer teilweisen oder vollstan-
digen Beitragsfreistellung die Beitragszahlung fir die
Hauptversicherung innerhalb von 3 Jahren ab erst-
mals unbezahltem Termin wieder aufnehmen, wenn
Sie dies - unter Angabe des gewiinschten Wiederin-
kraftsetzungstermins - in Textform beantragen. Uber
die Wiederinkraftsetzung entscheiden wir in Abhén-
gigkeit vom Tarif, der Hohe der Risikosumme und
vom Ergebnis unserer Bewertung einer erneuten
Risikopriufung.

5.4.8 Die beitragsfrei gestellte Zeit kann bei Wie-
derinkraftsetzung durch eine Erh6hung der Beitrage
oder durch Nachzahlung der Beitrage unter Einrech-
nung entgangener Zinsertrage ausgeglichen wer-
den. Wird die beitragsfrei gestellte Zeit nicht ausge-
glichen, sondern der urspriinglich vereinbarte Bei-
trag weiterhin gezahlt, verringern sich die Leistungen
gemal den versicherungsmathematischen Regeln
der Tarifkalkulation lhres Vertrags. Alternativ kann
die beitragsfrei gestellte Zeit durch eine Laufzeitver-
langerung unter Beachtung der tariflichen Grenzen
ausgeglichen werden.

Die fur den beitragsfrei gestellten Teil maRgeblichen
Rechnungsgrundlagen gelten auch fir den wieder in
Kraft gesetzten Vertragsteil.

5.5 Wann koénnen Sie lhre Versicherung kundi-
gen und welche Folgen hat dies?

5.5.1 Eine Kiindigung bzw. Teilkindigung fuhrt in
der Regel aufgrund der gesetzlichen Vorgaben
lediglich zu einer Beitragsfreistellung und nicht
zur Auszahlung eines Ruckkaufswerts.

Die Kundigung bzw. Teilkiindigung mit Auszahlung

eines Rickkaufswerts ist grundsatzlich nur in den
folgenden 2 Ausnahmefallen mdglich:
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e sofern eine Anwartschaft auf Versorgungsleis-
tungen bei Beendigung des Beschéftigungsver-
haltnisses noch nicht gesetzlich unverfallbar ist,

e bei Beendigung des Beschaftigungsverhaltnis-
ses oder im Versorgungsfall im Rahmen der Ab-
findungsregelung des § 3 Abs. 2 BetrAVG.

In den genannten Fallen kénnen Sie |hre Versiche-
rung - jedoch nur bis zu 3 Jahren vor dem vereinbar-
ten Rentenbeginn - jederzeit zum Schluss einer Ver-
sicherungsperiode ganz oder teilweise in Textform
kindigen. Falls Sie eine vierteljahrliche, halbjéhrli-
che, jahrliche oder einmalige Beitragszahlung ver-
einbart haben, kdnnen Sie auch friher als zum Ende
einer Versicherungsperiode kindigen, und zwar mit
Frist von einem Monat zum Ende des darauf folgen-
den Monats. In diesem Fall endet die laufende Ver-
sicherungsperiode abweichend von 1.7.1 mit Ablauf
dieser Frist. Eine Kiindigung wahrend des Renten-
bezugs ist nicht méglich.

Ruckkaufswert bei Kiindigung

5.5.2 Ist fiir den Todesfall aus der Hauptversiche-
rung eine Leistung vereinbart, erstatten wir bei Kiin-
digung den Leistungsbetrag nach Mal3gabe der fol-
genden Abschnitte 5.5.3 bis 5.5.6. Die Auszahlung
erfolgt spatestens am 3. Bankarbeitstag nach Wirk-
samwerden lhrer Kiindigung. Wird die Kiindigung
bereits zum Ende des Monats wirksam, in dem uns
Ihre Kindigungserkléarung zugeht, zahlen wir den
Leistungsbetrag spatestens 30 Kalendertage nach
Zugang lhrer Kindigungserklarung.

5.5.3 Der Riickkaufswert gemaR § 169 Abs. 3 VVG
ist das zum Schluss der laufenden Versicherungspe-
riode berechnete Deckungskapital mit gleichméaRiger
Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten.

Die Berechnung erfolgt nach anerkannten Regeln
der Versicherungsmathematik mit den Rechnungs-
grundlagen der Beitragskalkulation, die fur diesen
Vertrag gelten.

Wir sind gemal’ 8 169 Abs. 6 VVG berechtigt, den
Ruckkaufswert angemessen herabzusetzen, soweit
dies erforderlich ist, um eine Gefahrdung der Belan-
ge der Versicherungsnehmer, insbesondere durch
eine Gefahrdung der dauernden Erflllbarkeit der
sich aus den Versicherungsvertréagen ergebenden
Verpflichtungen, auszuschliel3en. Die Herabsetzung
ist jeweils auf ein Jahr befristet.

Bitte beachten Sie, dass der Ruckkaufswert nicht
notwendig dem Leistungsbetrag entspricht. Der
Leistungsbetrag ergibt sich vielmehr wie folgt:
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Ruckkaufswert (§ 169 Abs. 3 VVG)

abzuglich Abzug (Abschnitt 4)

zuzuglich zugeteilte laufende Uberschussanteile*
zuziglich Schlussiuiberschussanteile*

zuzuglich Beteiligung an Bewertungsreserven*

* soweit gem&R den Regelungen in Abschnitt 10
zugeteilt

Vorhandene Beitragsriickstéande, nicht zuriickge-
zahlte Vorauszahlungen oder sonstige Forderungen
werden vom Leistungsbetrag abgezogen.

Dieser Leistungsbetrag kann also sowohl héher
als auch niedriger als der Ruckkaufswert sein.
Die Hohe des Rickkaufswerts und des Abzugs ha-
ben wir in Euro und Cent fur Sie in den Informatio-
nen beziffert, die Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserkla-
rung erhalten haben.

Die Kundigung lhrer Versicherung ist mit Nach-
teilen verbunden. Insbesondere in der Anfangszeit
Ilhrer Versicherung ist wegen der Verrechnung von
Abschluss- und Vertriebskosten (siehe Abschnitt 3)
nur ein geringer Riuckkaufswert vorhanden. Der
Ruckkaufswert erreicht auch in den Folgejahren
nicht unbedingt die Summe der eingezahlten Beitra-
ge, da aus diesen auch die Kosten fir die laufende
Verwaltung Ihres Vertrags finanziert werden. Sowohl
in der Anfangszeit als auch in den Jahren danach
erfolgt bei Kiindigung oder Beitragsfreistellung der in
Abschnitt 4 genannte Abzug.

Nahere Informationen zum Rickkaufswert, seiner
Héhe und dartber, in welchem Ausmal er garantiert
ist, kbnnen Sie den Informationen tUber den Versi-
cherungsschutz entnehmen.

Teilweise Kindigung

5.5.4 Eine Teilkiindigung wird nur durchgefihrt,
wenn die verbleibende beitragspflichtige Rente nicht
unter einen Mindestbetrag von jahrlich 300 Euro
sinkt. Wenn Sie bei Unterschreitung dieser Mindest-
grenze lhre Versicherung beenden wollen, missen
Sie diese also ganz kindigen.

Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung bei
Kiindigung

5.5.5 Ist fur den Todesfall keine Leistung aus der
Hauptversicherung oder lediglich eine Leistung aus
der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung ver-
einbart, wandelt sich die Versicherung bei Kundi-
gung (Voll- oder Teilkiindigung) ganz oder teilweise
in eine beitragsfreie Versicherung mit herabgesetz-
ter Rente um, wenn diese und gegebenenfalls die
verbleibende beitragspflichtige garantierte Rente
den Mindestbetrag von jahrlich 300 Euro erreicht.
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Fur die Bemessung der herabgesetzten beitrags-
freien Rente gilt 5.4.3. Bei Nichterreichen der jewei-
ligen Mindestbetrage behalten wir uns das Recht
vor, im Rahmen der dann gultigen tarifvertraglichen
und gesetzlichen Regelungen den Leistungsbetrag
gemal 5.5.3 bzw. den Abfindungswert (vgl. 8 3 Be-
trAVG) auszuzahlen und den Vertrag zu beenden.

Beitragsriuickzahlung

5.5.6 Die Rickzahlung der Beitrage kénnen Sie
nicht verlangen.

6 Sonstige Anderungen der Versicherung

6.1 Welche Bestimmungen kénnen geandert
werden?

6.1.1 Wir sind berechtigt, wenn es zur Fortfihrung
dieser Versicherung notwendig ist, Vertragsbestim-
mungen, die durch eine héchstrichterliche Entschei-
dung oder durch einen bestandkraftigen Verwal-
tungsakt fir unwirksam erklart wurden, unter Beach-
tung gegenseitiger Interessen durch Regelungen zu
ersetzen, die fur beide Seiten zumutbar sind und
dem Vertragszweck méglichst gerecht werden.

6.1.2 Diese neuen Regelungen werden 2 Wochen,
nachdem die neuen Regelungen und die hierflr
mafgeblichen Griinde dem Versicherungsnehmer
mitgeteilt worden sind, Vertragsbestandteil.

6.2 Was passiert bei Beendigung des Beschaéf-
tigungsverhaltnisses?

6.2.1 Scheidet die Versicherte Person mit unverfall-
barer Anwartschaft vorzeitig aus den Diensten des
Arbeitgebers aus und ist die versicherungsvertragli-
che Lésung mdoglich, so Uberlasst der Arbeitgeber
der Versicherten Person die Rechtsstellung des
Versicherungsnehmers. Damit erwirbt die Versicher-
te Person das Recht zur beitragspflichtigen oder
beitragsfreien Fortsetzung der Versicherung ohne
erneute Gesundheitsprifung (siehe Abschnitt 11).

6.2.2 Kommt es beim Arbeitgeberwechsel der Versi-
cherten Person zu einer Ubertragung auf den neuen
Arbeitgeber, so richtet sich die Durchfihrung nach
§ 4 BetrAVG.

6.2.3 Erfolgt keine Ubertragung gemaR § 4 BetrAVG
oder Abfindung gemaf § 3 Abs. 2 BetrAVG oder
liegen die Voraussetzungen fur die versicherungs-
vertragliche Lésung nicht vor, wird die Versicherung
im Gruppenversicherungs-Vertrag beitragsfrei fort-
gesetzt.
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7 lhre Obliegenheiten

Vor und bei Abschluss sowie wahrend der Vertrags-
laufzeit haben Sie Obliegenheiten zu beachten. De-
ren Verletzung hat schwerwiegende Folgen.

7.1 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeige-
pflicht und welche Folgen hat ihre Verlet-
zung?

Vorvertragliche Anzeigepflicht

7.1.1 Wir ibernehmen den Versicherungsschutz im
Vertrauen darauf, dass Sie alle vor Abgabe lhrer
Vertragserklarung in Textform gestellten Fragen
wahrheitsgemalf3 und vollstandig beantwortet haben
(vorvertragliche Anzeigepflicht). Das gilt insbesondere
fur die Fragen nach gegenwartigen oder friiheren
Erkrankungen, gesundheitlichen Stérungen und Be-
schwerden, arztlichen Behandlungen sowie gegebe-
nenfalls zur beruflichen Tatigkeit, zu beruflichen und
privaten Risiken.

7.1.2 Soll das Leben einer anderen Person versi-
chert werden, ist auch diese - neben Ihnen - fur die
wahrheitsgemaRe und vollstandige Beantwortung
der Fragen verantwortlich.

Ricktritt

7.1.3 Wenn Umstande, die fiir die Ubernahme des
Versicherungsschutzes Bedeutung haben, von lhnen
oder der Versicherten Person (siehe 7.1.2) nicht
oder nicht richtig angegeben worden sind, kénnen
wir vom Vertrag zuriicktreten. Dies gilt nicht, wenn
die vorvertragliche Anzeigepflicht weder vorsatzlich
noch grob fahrlassig verletzt worden ist. Bei grob
fahrlassiger Verletzung der vorvertraglichen Anzei-
gepflicht haben wir kein Ricktrittsrecht, wenn wir
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umstéande, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen héatten (siehe 7.1.9 und 7.1.10).

7.1.4 Im Fall des Rucktritts besteht kein Versiche-
rungsschutz. Haben wir den Rucktritt nach Eintritt
des Versicherungsfalls erklart, bleibt unsere Leis-
tungspflicht jedoch bestehen, wenn der nicht oder
nicht richtig angegebene Umstand weder fiir den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch fur die Feststellung oder den Umfang unserer
Leistungspflicht ursachlich war. Haben Sie oder die
Versicherte Person die Anzeigepflicht arglistig ver-
letzt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet.

7.1.5 Wenn die Versicherung durch Rucktritt aufge-
hoben wird, zahlen wir den Leistungsbetrag gemar
5.5.3. Die Rickzahlung der Beitrage kénnen Sie
nicht verlangen.
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Kindigung

7.1.6 Ist unser Rucktrittsrecht ausgeschlossen, weil
die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlassigkeit
beruhte, kénnen wir den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat kiindigen.

7.1.7 Wir haben kein Kindigungsrecht, wenn wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umsténde, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hatten.

7.1.8 Kundigen wir die Versicherung, wandelt sie
sich mit der Kiindigung in eine beitragsfreie Versi-
cherung um (siehe 5.4).

Ruckwirkende Vertragsanpassung

7.1.9 Kénnen wir nicht zuriicktreten oder kiindigen,
weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstande, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hatten, werden die anderen Be-
dingungen auf unser Verlangen ruckwirkend Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode
Vertragsbestandteil.

7.1.10 Erhoht sich durch die Vertragsanpassung der
Beitrag um mehr als 10 % oder schlie3en wir den
Versicherungsschutz fur den nicht angezeigten Um-
stand aus, kdnnen Sie den Vertrag innerhalb eines
Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in
Textform kindigen. In der Mitteilung werden wir Sie
auf das Klndigungsrecht hinweisen.

Austibung unserer Rechte

7.1.11 Wir kénnen die Rechte zum Rucktritt, zur
Kindigung oder zur Vertragsanpassung nur inner-
halb eines Monats schriftlich geltend machen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns gel-
tend gemachte Recht begriindet, Kenntnis erlangen.
Bei Ausiibung unserer Rechte miissen wir die Um-
stande angeben, auf die wir unsere Erklarung stit-
zen. Zur Begrindung kdnnen wir nachtraglich weite-
re Umstande innerhalb eines Monats nach deren
Kenntniserlangung angeben.

7.1.12 Unsere Rechte auf Ricktritt, Kindigung und
Vertragsanpassung sind ausgeschlossen, wenn wir
den nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

7.1.13 Die genannten Rechte kdnnen wir nur inner-
halb von 5 Jahren seit Vertragsabschluss austiben.
Ist der Versicherungsfall vor Ablauf dieser Frist ein-
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getreten, kdnnen wir die Rechte auch nach Ablauf
der Frist geltend machen. Haben Sie die Anzeige-
pflicht vorsatzlich oder arglistig verletzt, betragt die
Frist 10 Jahre.

7.1.14 Auf unser Anpassungs- und Kindigungs-
recht, geregelt in § 19 VVG, verzichten wir dann,
wenn die Verletzung der Anzeigepflicht schuldlos,
also nicht von lhnen zu vertreten war.

Anfechtung

7.1.15 Wir kdnnen den Versicherungsvertrag auch
anfechten, falls durch unrichtige oder unvollstandige
Angaben bewusst und gewollt auf unsere Annahme-
entscheidung Einfluss genommen worden ist. Han-
delt es sich um Angaben der Versicherten Person,
kdénnen wir lhnen gegeniber die Anfechtung erkla-
ren, auch wenn Sie von der Verletzung der vorver-
traglichen Anzeigepflicht keine Kenntnis hatten.
7.1.5 gilt entsprechend.

Leistungserweiterung/Wiederherstellung der Versi-
cherung

7.1.16 Die Regelungen in 7.1.1 bis 7.1.15 gelten bei
einer unsere Leistungspflicht erweiternden Anderung
oder bei einer Wiederherstellung der Versicherung
entsprechend. Die Fristen gemaR 7.1.13 beginnen
mit der Anderung oder Wiederherstellung der Versi-
cherung beziiglich des geanderten oder wiederher-
gestellten Teils neu zu laufen.

Erklarungsempfanger

7.1.17 Die Auslbung unserer vorgenannten Rechte
erfolgt durch eine schriftliche Erklarung, die lhnen
gegeniber abzugeben ist. Sofern Sie uns keine an-
dere Person als Bevollméachtigten benannt haben,
gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugsberechtigter als
bevollméchtigt, diese Erklarung entgegenzunehmen.
Ist auch ein Bezugsberechtigter nicht vorhanden
oder kann sein Aufenthalt nicht ermittelt werden,
kénnen wir den Inhaber des Versicherungsscheins
zur Entgegennahme der Erklarung als bevollméach-
tigt ansehen.

7.2 Was gilt fur Mitteilungen, die sich auf das
Vertragsverhaltnis beziehen?

7.2.1 Mitteilungen, die das Versicherungsverhaltnis
betreffen, missen stets in Textform erfolgen, wenn
keine Schriftform vereinbart ist. Fir uns bestimmte
Mitteilungen werden erst wirksam, sobald sie uns
zugegangen sind. Versicherungsvermittler sind zu
ihrer Entgegennahme grundsétzlich nicht bevoll-
machtigt.
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7.2.2 Eine Anderung lhrer Postanschrift oder lhres
Namens missen Sie uns unverzuglich mitteilen.
Andernfalls kdnnen fiir Sie Nachteile entstehen, da
wir eine an Sie zu richtende Willenserklarung mit
eingeschriebenem Brief an lhre uns zuletzt bekannte
Anschrift senden kénnen. In diesem Fall gilt unsere
Erklarung 3 Werktage nach Absendung des einge-
schriebenen Briefs als zugegangen. Dies gilt auch,
wenn Sie die Versicherung in Ihrem Gewerbebetrieb
genommen und Ihre gewerbliche Niederlassung
verlegt haben.

7.3 Welche Meldeobliegenheiten hat der Ar-
beitgeber?

7.3.1 Der Versicherungsnehmer (Arbeitgeber) hat
gegeniber seinen Arbeithnehmern (versicherte Per-
sonen, Versorgungsanwaérter bzw. Versorgungsemp-
fanger) Meldeobliegenheiten aufgrund gesetzlicher
Regelungen (u. a. § 10a Versicherungsaufsichts-
gesetz, § 166 Abs. 4 VVG) im Rahmen der betriebli-
chen Altersversorgung.

7.3.2 Nach dem Gesetz mussen wir lhre bei uns
versicherten Arbeitnehmer iber einzelne Daten der
Versorgung direkt informieren. Hierflr ist es erfor-
derlich, dass Sie uns Name und Adresse der be-
troffenen Mitarbeiter mitteilen. Dies gilt auch fir An-
derungen der Anschrift. Eine Verletzung dieser Fur-
sorgepflicht kann Schadensersatzanspriiche gegen
Sie ausldsen.

7.4 Welche weiteren Auskunftspflichten haben
Sie?

7.4.1 Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen
zur Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Mel-
dung von Daten zu lhrem Vertrag verpflichtet sind,
missen Sie uns die hierfir notwendigen Informatio-
nen, Daten und Unterlagen bei Vertragsabschluss,
bei Anderung nach Vertragsabschluss oder auf
Nachfrage unverziglich - d. h. ohne schuldhaftes
Zdgern spatestens innerhalb von 30 Tagen - zur
Verfluigung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung ver-
pflichtet, soweit der Status dritter Personen, die
Rechte an ihrem Vertrag haben, fir Datenerhebun-
gen und Meldungen maf3geblich ist. Dies betrifft
insbesondere unwiderruflich bezugsberechtigte Per-
sonen sowie im Leistungsfall anspruchsberechtigte
oder begunstigte Personen.

7.4.2 Notwendige Daten sind beispielsweise Um-
sténde, die fur die Beurteilung Ihrer personlichen
steuerlichen Anséssigkeit, der steuerlichen Ansas-
sigkeit dritter Personen, die Rechte an ihrem Vertrag
haben und der steuerlichen Ansassigkeit des Leis-
tungsempfangers mafigebend sein kbénnen.
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Dazu z&hlen insbesondere die Steueridentifikations-
nummer(n), das Geburtsdatum, der Geburtsort, der
Wohnsitz, die Postanschrift und die Bankverbindung
oder der Status als US-Person im Sinne des US-
Foreign Account Tax Compliance Act, z. B. durch
Heirat, Erwerb einer Aufenthaltsbewilligung (,Green
Card") oder einen langeren US-Aufenthalt. Zur even-
tuellen Klarung wenden Sie sich bitte an lhren Steu-
erberater.

7.4.3 Falls Sie uns die notwendigen Daten nicht
oder nicht rechtzeitig zur Verfligung stellen, gilt
Folgendes: Bei einer entsprechenden gesetzli-
chen Verpflichtung melden wir Ihre Vertragsda-
ten an die zustandigen in- oder auslandischen
Steuerbehdérden. Dies gilt auch dann, wenn ge-
gebenenfalls keine steuerliche Ansassigkeit im
Ausland besteht.

Eine Verletzung lhrer Auskunftspflichten kann
dazu fuhren, dass wir unsere Leistung nicht zah-
len. Dies gilt solange, bis Sie uns die zur Erfil-
lung unserer gesetzlichen Pflichten notwendigen
Daten zur Verfigung gestellt haben.

8 Ausschliisse

8.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen oder
Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von
ABC-Waffen/-Stoffen?

8.1.1 Grundsatzlich besteht unsere Leistungspflicht
unabhangig davon, auf welcher Ursache der Versi-
cherungsfall beruht. Wir gewahren Versicherungs-
schutz insbesondere auch dann, wenn die Versi-
cherte Person in Ausiibung des Wehr- oder Polizei-
dienstes oder bei inneren Unruhen den Tod gefun-
den hat.

8.1.2 Bei Tod der Versicherten Person in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegeri-
schen Ereignissen beschrankt sich eine fur den To-
desfall vereinbarte Kapitalleistung auf die Auszah-
lung des fur den Todestag berechneten, auf dem
Ruckkaufswert basierenden Leistungsbetrag (siehe
5.5.3). Fur den Todesfall versicherte Rentenleistun-
gen vermindern sich auf den Betrag, den wir aus
dem fir den Todestag berechneten Leistungsbetrag
erbringen kénnen.

Diese Einschrankung der Leistungspflicht entfallt,
wenn die Versicherte Person in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Er-
eignissen stirbt, denen sie wahrend eines Aufent-
halts aul3erhalb der Bundesrepublik Deutschland
ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt war.

Seite 17 von 23



8.1.3 Bei Tod der Versicherten Person in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang mit dem vor-
satzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder
chemischen Waffen oder dem vorsétzlichen Einsatz
oder der vorsatzlichen Freisetzung von radioaktiven,
biologischen oder chemischen Stoffen besteht keine
Beschrankung unserer Leistungspflicht, soweit der
Einsatz oder die Freisetzung durch Dritte erfolgt.

8.2 Was gilt bei Selbsttotung der Versicherten
Person?

8.2.1 Bei vorsatzlicher Selbsttétung leisten wir, wenn
seit Abschluss des Versicherungsvertrags bzw. seit
Wiederherstellung der Versicherung 3 Jahre ver-
gangen sind.

8.2.2 Bei vorsatzlicher Selbsttétung vor Ablauf der 3-
Jahresfrist besteht Versicherungsschutz nur dann,
wenn uns nachgewiesen wird, dass die Tat in einem
die freie Willensbestimmung ausschlieRenden Zu-
stand krankhafter Stérung der Geistestatigkeit be-
gangen worden ist. Andernfalls zahlen wir den flr
den Todestag berechneten Leistungsbetrag Ihrer
Versicherung, jedoch nicht mehr als eine fir den
Todesfall vereinbarte Kapitalleistung. Fur den To-
desfall versicherte Rentenleistungen vermindern
sich auf den Betrag, den wir aus dem fir den Todes-
tag berechneten Leistungsbetrag erbringen kénnen.

8.2.3 Bei einer unsere Leistungspflicht erweiternden
Anderung oder bei einer Wiederherstellung der Ver-
sicherung gelten 8.2.1 und 8.2.2 entsprechend. Die
Frist gemanR 8.2.1 beginnt mit der Anderung oder
Wiederherstellung der Versicherung beztglich des
geanderten oder wiederhergestellten Teils neu zu
laufen.

9 Weitere Bestimmungen

9.1 Welche Bedeutung hat der Versicherungs-
schein?

Im Versicherungsschein ist der Inhalt des Vertrags-
verhéltnisses beschrieben. Bei Anderung des Ver-
trags erstellen wir einen Nachtrag. Mit den Informa-
tionen Uber den Versicherungsschutz, der an die
bezugsberechtigten versicherten Personen auszu-
handigen ist, informieren wir Uber den wesentlichen
Inhalt und den Umfang des Versicherungsschutzes.

9.2 Welche Kosten/Steuern stellen wir lhnen
gesondert in Rechnung?

9.2.1 Falls aus besonderen, von lhnen veranlassten
Griunden ein zusatzlicher Verwaltungsaufwand ent-

Allgemeine Bedingungen firr die Rentenversicherung der
Pensionskasse (AVB_PK_RDV_2025_01)

steht, kénnen wir Ihnen - soweit nichts anderes ver-
einbart ist - die in solchen Fallen durchschnittlich
entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungsbe-
trag gesondert in Rechnung stellen.

Dies qilt beispielsweise bei

Durchfiihrung von Vertragsanderungen,
Bearbeitung von nachtraglichen Abtretungen
und Verpfandungen,
Rucklaufern im Lastschriftverfahren,
Mahnverfahren wegen Ruckstanden,
Umstellung der Beitragszahlung auf Uberwei-
sung/Rechnung,

e versicherungsmathematischen Gutachten.

Dies gilt nur, wenn wir Sie vorher rechtzeitig Uber die
Hohe der Kosten informiert haben.

9.2.2 Die Kosten betragen ab dem 01.01.2015 bei

e Bearbeitung von Ricklaufern im Last-
schriftverfahren mangels Kontende-
ckung und bei erloschenem Konto
Umstellung der Beitragszahlung auf
Uberweisung/Rechnung jahrlich 12 Euro.

10 Euro,

Von dritter Seite uns in Rechnung gestellte Kosten
(z. B. fur Lastschriftriicklaufe) werden wir ebenfalls
von lhnen einfordern.

9.2.3 Fur die Vertragsverwaltung wahrend des Ren-
tenbezugs werden keine Kosten gesondert erhoben.

9.2.4 Sofern Steuern und Abgaben aus dem Versi-
cherungsverhéltnis anfallen, die Sie als Versiche-
rungsnehmer oder die Versicherte Person schulden,
werden wir Thnen diese belasten.

9.2.5 Wir haben uns bei der Bemessung der Pau-
schale an dem bei uns regelméaRig entstehenden
Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass
die der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen
in lhrem Fall dem Grunde nach nicht zutreffen, ent-
fallt die Pauschale. Sofern Sie uns nachweisen,
dass die Pauschale der H6he nach wesentlich nied-
riger zu beziffern ist, wird sie entsprechend herab-
gesetzt.

9.3 Wie informieren wir Sie tGiber den aktuellen
Stand lhrer Versicherung?

Einmal jahrlich informieren wir Giber den aktuellen
Stand des Vertrags.
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9.4 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag
Anwendung?

9.4.1 Auf lhren Vertrag findet das Recht der Bundes-
republik Deutschland Anwendung.

9.4.2 Erganzend zu diesen Bedingungen gelten die
einschlagigen gesetzlichen Vorschriften.

9.5 Wo ist der Gerichtsstand und wohin kén-
nen Sie sich bei Beschwerden wenden?

Gerichtsstand

9.5.1 Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag
gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zustandig-
keit nach dem Sitz der flr den Versicherungsvertrag
zustandigen Niederlassung in Deutschland. Sind Sie
eine natirliche Person, ist auch das Gericht drtlich
zustandig, in dessen Bezirk Sie zurzeit der Klageer-
hebung lhren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines
solchen, lhren gewohnlichen Aufenthalt haben.

9.5.2 Sind Sie eine naturliche Person, mussen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie bei
dem Gericht erhoben werden, das fur Ihren Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort
Ihres gewohnlichen Aufenthalts zustandig ist. Sind
Sie eine juristische Person, bestimmt sich das zu-
standige Gericht nach lhrem Sitz oder Ihrer Nieder-
lassung.

9.5.3 Verlegen Sie lhren Wohnsitz oder den Ort des
gewdhnlichen Aufenthalts ins Ausland, sind fur Kla-
gen aus dem Vertrag die Gerichte des Staates zu-
standig, in dem wir unseren Sitz haben.

Beschwerden

Falls Sie einmal Anlass fiur eine Beschwerde haben
sollten, wiirden wir uns Uber eine Nachricht von lhnen
freuen. Gerne kénnen Sie auch unser Kontaktformu-
lar auf unserer Website (www.swisslife.de/anregung-
und-kritik) nutzen. Sie kénnen sicher sein, dass wir
alles tun werden, um Sie zufriedenzustellen.

9.5.4 Schlichtungsstelle

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versiche-
rungsombudsmann e. V. und nimmt damit an Streit-
beilegungsverfahren vor dem Versicherungsom-
budsmann teil. Damit ist fur Verbraucher die M6g-
lichkeit erdffnet, zur Schlichtung den unabhéngigen
und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu neh-
men. Die Mdglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten,
bleibt hierdurch fir Sie unberihrt.
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Versicherungsombudsmann e. V.

Postfach 080632

10006 Berlin
beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Fur weitere Informationen:
www.versicherungsombudsmann.de

9.5.5 Aufsichtsbehdrden

Darliber hinaus konnen Sie sich an die Aufsichtsbe-
hérde wenden, wenn Sie mit unserer Entscheidung
einmal nicht einverstanden sein sollten:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin)

Graurheindorfer Strafle 108

53117 Bonn

9.6 Konnen Sie den Versicherungsvertrag wi-
derrufen?

Die Belehrung Uber Ihr Widerrufsrecht erfolgt im
Versicherungsschein.

10 Welche Regelungen gelten fir lhre Beteili-
gung an den Uberschiissen?

10.1 Grundséatze und MaRstabe fir die Uber-
schussbeteiligung Ihres Vertrags

10.1.1 lhre Versicherung gehort zur Bestandsgruppe
125 ,Ubrige Tarife ohne eigene Vertragsabrech-
nung“. Entsprechend erhalt Ihre Versicherung jahr-
lich Anteile an den etwaigen Uberschiissen dieser
Bestandsgruppe.

10.1.2 Die Mittel fur die Uberschussanteile werden
bei der Direktgutschrift zu Lasten des Ergebnisses
des Geschéftsjahres finanziert, ansonsten der Rick-
stellung flr Beitragsrickerstattung entnommen. Die
Hohe der Uberschussanteilsatze wird jedes Jahr
vom Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag
des Verantwortlichen Aktuars nach billigem Ermes-
sen unter Beriicksichtigung beidseitiger Interessen
festgelegt. Wir veroffentlichen die Uberschussanteil-
sétze in unserem Geschéaftsbericht. Den Geschéfts-
bericht kdnnen Sie bei uns jederzeit anfordern.

10.2 Uberschussbeteiligung vor Rentenbeginn
10.2.1 Die Uberschussbeteiligung besteht aus lau-

fenden Uberschussanteilen (Grund- und Zinsuber-

schussanteile), einem Schlussiiberschussanteil und
der Beteiligung an den Bewertungsreserven.

Im Todesfall, bei Ruckkauf und bei Beitragsfreistel-
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lung werden die Uberschussanteile des laufenden
Jahres entsprechend der vergangenen Monate des
Versicherungsjahres anteilig beriicksichtigt.

Im Falle eines Rumpfbeginnjahres bzw. Rumpfende-
jahres berechnet sich die H6he der ersten bzw. letz-
ten Zuteilung anteilig entsprechend der Anzahl der
Monate des ersten bzw. letzten Versicherungsjah-
res.

10.2.2 Laufende Uberschussanteile
Grundiiberschussanteile

Die laufenden Grundiiberschussanteile werden zu
Beginn eines Versicherungsjahres zugeteilt. Grund-
Uberschussanteile werden von Versicherungsbeginn
an erbracht. Sie werden in Prozent der Beitrags-
summe gewabhrt.

Zinstberschussanteile

Die Zuteilungen der laufenden Zinslberschussantei-
le erfolgen jeweils am Ende eines Versicherungsjah-
res, erstmals am Ende des ersten Versicherungsjah-
res. Die Zinsiberschussanteile bemessen sich in
Prozent des Deckungskapitals zum Ende des Versi-
cherungsjahres, das mit dem Rechnungszins auf
den Beginn des Versicherungsjahres diskontiert ist.

10.2.3 Schlussiiberschussanteile und Basisbeteili-
gung an den Bewertungsreserven (Basisbeteiligung)

Bei Erleben des Rentenbeginns bzw. bei Beendi-
gung vor Rentenbeginn werden zusatzlich ein
Schlussuberschussanteil und eine Basisbeteiligung
erbracht.

Zur Ermittlung des Schlussiiberschussanteils bzw.
der Basisbeteiligung werden rechnerisch fiktiv ein
Schlussgewinnkonto und ein Basisbeteiligungskonto
gefihrt. Bei Vertragsbeginn betragen das Schluss-
gewinnkonto und das Basisbeteiligungskonto null.
Das Schlussgewinnkonto bzw. das Basisbeteili-
gungskonto begriinden keinen Anspruch auf Gewéh-
rung von Schlussiberschussanteilen bzw. einer
Basisbeteiligung in einer bestimmten Hohe; sie die-
nen lediglich als Hilfsgré3en zur Ermittlung von
Schlussiuberschussanteilen bzw. der Basisbeteili-
gung bei Rentenbeginn bzw. bei Beendigung vor
Rentenbeginn. Das Schlussgewinnkonto entspricht
einer Anwartschaft auf einen Schlussiberschussan-
teil, das Basisbeteiligungskonto entspricht einer
Anwartschaft auf eine Basisbeteiligung.

Jeweils am Ende des Versicherungsjahres kann eine
Erh6éhung des Schlussgewinnkontos bzw. des Basis-
beteiligungskontos erfolgen. Diese bemisst sich in
Prozent des malRgebenden Guthabens und in Pro-

Allgemeine Bedingungen fiir die Rentenversicherung der
Pensionskasse (AVB_PK_RDV_2025_01)

zent des Schlussgewinnkontostands bzw. in Prozent
des Basisbeteiligungskontostands des Vorjahres.
Dabei ist das maligebende Guthaben das De-
ckungskapital zum Ende des Versicherungsjahres
einschlie3lich Bonusdeckungskapital bzw. Ansamm-
lungsguthaben diskontiert mit dem Rechnungszins
auf den Beginn des Versicherungsjahres. Im Falle
eines Rumpfbeginnjahres bzw. Rumpfendejahres
berechnet sich die Hohe der ersten bzw. letzten
Zuteilung zum Schlussgewinnkonto bzw. zum Basis-
beteiligungskonto anteilig entsprechend der Anzahl
der Monate des ersten bzw. letzten Versicherungs-
jahres.

Zum Ausgleich von Schwankungen der Ertrage aus
Kapitalanlage, Risikoverlauf und Kostenverlauf kén-
nen das Schlussgewinnkonto und das Basisbeteili-
gungskonto reduziert werden - spatestens jedoch
am 1. Januar des Kalenderjahres, in dem der Ver-
trag endet.

Eine gegebenenfalls vorzunehmende Reduktion
bemisst sich in Prozent des Schlussgewinnkonto-
stands des Vorjahres bzw. in Prozent des Basisbe-
teiligungskontostands des Vorjahres. Eine Reduktion
kann jedoch nicht zu einem negativen Schlussge-
winnkontostand bzw. Basisbeteiligungskontostand
fuhren.

Malgeblich fur die Hohe des Schlusstiberschussan-
teils und der Basisbeteiligung ist die fir das Jahr des
Rentenbeginns in unserem Geschéftsbericht verof-
fentlichte Uberschussdeklaration.

Bei Rickkauf vor dem ersten méglichen Abruftermin
werden ein reduzierter Schlussiiberschussanteil und
eine reduzierte Basisbeteiligung erbracht. Die Hohe
bestimmt sich durch das Verhéltnis von abgelaufe-
ner Aufschubdauer zu vereinbarter Aufschubdauer.

10.3 Uberschussverwendung vor Rentenbeginn

Abhangig vom vereinbarten Tarif kbnnen Sie sich
bei Antragstellung fir eines der nachstehenden
Uberschussverwendungs-Systeme entscheiden. Ein
spaterer Wechsel wahrend der Aufschubdauer ist
nur mit unserer Zustimmung maglich.

10.3.1 Leistungserhéhung

Die jahrlichen laufenden Uberschussanteile werden
als Einmalbeitrag fur eine zusatzliche Versiche-
rungsleistung verwendet, die gleichzeitig mit der
vertraglich vereinbarten Versicherungsleistung er-
bracht wird. Der Berechnung dieser zusatzlichen
Versicherungsleistung werden die bei Vertragsab-
schluss geltenden Rechnungsgrundlagen zugrunde
gelegt.
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Im Todesfall wird bei Tarif 540PK (ohne Hinterblie-
benenschutz) keine Leistung aus der Hauptversiche-
rung und damit auch keine Uberschussbeteiligung
fallig. Bei Tarif 541PK (mit steigendem Hinterbliebe-
nenschutz) wird im Todesfall die Summe dieser
Uberschuss-Einmalbeitrage als Uberschussbeteili-
gung fallig.

10.3.2 Verzinsliche Ansammlung

Die jahrlichen laufenden Uberschussanteile werden
verzinslich angesammelt und bei Rentenbeginn aus-
gezahlt.

10.3.3 Beitragsverrechnung

Die jahrlichen laufenden Uberschussanteile werden
wahrend der Beitragszahlungsdauer mit den falligen
Beitrégen verrechnet. Wird der jahrliche Uberschus-
santeil fir die Verrechnung mit den félligen Beitragen
eines Jahres nicht voll benétigt, so wird der nicht bend-
tigte Teil ausgezahilt.

10.3.4 Schlussiberschussanteile und die Basisbetei-
ligung werden entsprechend der fur die Versiche-
rungsleistung festgelegten Leistungsform verwendet.

10.3.5 Wird das Uberschussverwendungs-System
Beitragsverrechnung gewabhlt, kann bei Beendigung
des Beschéaftigungsverhéaltnisses keine versicherungs-
vertragliche Lésung gewahlt werden.

10.4 Uberschussbeteiligung und -verwendung
in der Rentenbezugszeit

10.4.1 Die Uberschussbeteiligung besteht aus lau-
fenden Grund-, Risiko- und Zinstiberschussanteilen
sowie der Beteiligung an den Bewertungsreserven.
Sofern Grund- und Risikoiliberschussanteile nicht
separat ausgewiesen werden, sind sie in den Zins-
Uberschussanteilen enthalten.

Die Zuteilungen der laufenden Zinstiberschussantei-
le inkl. Grund- und Risikouiberschussanteile erfolgen
jeweils zu Beginn eines Versicherungsjahres. Die
Zinsuberschussanteile werden in Prozent des De-
ckungskapitals zum Zuteilungszeitpunkt bemessen.

10.4.2 Uberschussverwendungs-System: Steigende
Uberschussrente

Die jahrlichen Zinsiberschussanteile werden fir
eine Zusatzrente verwendet, die selbst wieder tUber-
schussberechtigt ist. Die Zusatzrente bemisst sich in
Prozent der erreichten Vorjahresrente. Je nach zu-
grunde liegenden Rechnungsgrundlagen, Tarif und
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Rentenbeginnalter kdnnen unterschiedliche Pro-
zentsatze zur Anwendung kommen. Eine Zusatzren-
te wird zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres
gebildet, erstmals zu Beginn des 2. Versicherungs-
jahres nach Rentenbeginn. Eine bereits erzielte
Steigende Uberschussrente ist lebenslang garan-
tiert.

10.4.3 Barauszahlung

Die jahrlichen Uberschussanteile werden zum Fal-
ligkeitstermin ausgezahilt.

10.5 Beteiligung an den Bewertungsreserven
vor Rentenbeginn

10.5.1 Bei Beendigung des Vertrags erhalt ein an-
spruchsberechtigter Vertrag den ihm zugeordneten
Anteil an den Bewertungsreserven gemalf der je-
weils geltenden Regelung. Derzeit sieht § 153

Abs. 3 VVG 50 % der zugeordneten Bewertungsre-
serven vor. Anspruchsberechtigt sind alle tUber-
schussberechtigten kapitalbildenden Versicherungen
bis zum Beginn des Rentenbezugs.

Als Beendigung des Vertrags gelten Tod, Riickkauf,
Kapitalwahl oder Ubertragung auf eine andere Pen-
sionskasse, in eine Direktversicherung bzw. auf ei-
nen Pensionsfonds. Bei aufgeschobenen Renten-
versicherungen, die in den Rentenbezug tbergehen,
gilt der Renteniibergang als Zuteilungstermin fur die
Beteiligung an den Bewertungsreserven.

Verteilungsfahige Bewertungsreserven

10.5.2 Zunéachst ermitteln wir die verteilungsfahigen
Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Vertei-
lungsfahig sind Bewertungsreserven nur in dem
Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen seiner
sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden Ver-
pflichtung, die dauerhafte Erfullbarkeit der Vertrage
sicherzustellen (§ 213 VAG), noch nachkommen
kann. Der gemaR § 139 VAG zu ermittelnde Siche-
rungsbedarf wird dabei bertcksichtigt.

Die verteilungsfahigen Bewertungsreserven ermit-
teln wir zeitnah zum Zuteilungstermin.

Verteilungsschlussel

10.5.3 Mit Hilfe eines Verteilungsschlissels wird der-
jenige Anteil der verteilungsfahigen Bewertungsreser-
ven ermittelt, der dem jeweiligen (Teil-)Bestand der
anspruchsberechtigten Vertrage zuzuordnen ist. Wei-
tere Informationen zur Ermittlung des Verteilungs-
schlissels finden Sie in unserem Geschéftsbericht.
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Kapitalertragsschlussel

10.5.4 Die einem (Teil-)Bestand zugeordneten Be-
wertungsreserven werden mittels einer Bemessungs-
groRe (Kapitalertragsschlissel) auf die einzelnen
Vertrage des (Teil-)Bestands aufgeteilt und zugeord-
net. Weitere Informationen zur Ermittlung des Kapi-
talertragsschlissels finden Sie in unserem Ge-
schéftsbericht.

10.5.5 Der nach Anwendung des Kapitalertrags-
schlissels ermittelte Betrag der Bewertungsreserve
wird (gemanR § 153 Abs. 3 VVG) bei Beendigung zur
Halfte zugeteilt und fallig.

Basisbeteiligung an den Bewertungsreserven

10.5.6 Der gemalf} 10.5.1 bis 10.5.5 als Beteiligung
an den Bewertungsreserven fir den Zuteilungster-
min beschriebene Betrag wird am Ende des Kalen-
derjahres vor dem Zuteilungstermin prognostiziert
und teilweise in Form der Basisbeteiligung gemaf
10.2.3 deklariert und in unserem Geschéftsbericht
veroffentlicht. Diese fur das laufende Versicherungs-
jahr deklarierte Basisbeteiligung ist Teil der geman
10.5.5 félligen Beteiligung an den Bewertungsreser-
ven. Ubersteigt die deklarierte Basisbeteiligung die
Beteiligung an den Bewertungsreserven gemaf
10.5.5, so wird die Basisbeteiligung als Beteiligung
an den Bewertungsreserven féllig.

Verwendung

10.5.7 Der gemalf 10.5.6 fallige Betrag wird bei
Wahl der Kapitalleistung oder bei Tod bzw. Riick-
kauf ausgezahlt. Bei aufgeschobenen Rentenversi-
cherungen, die in den Rentenbezug tbergehen, wird
die Beteiligung an den Bewertungsreserven geman
10.5.1 bis 10.5.5 zur Erh6hung der Rente verwen-
det. Der Differenzbetrag, um den die Basisbeteili-
gung gemaf 10.5.6 die Beteiligung an den Bewer-
tungsreserven Ubersteigt, wird, soweit er nicht zur
zusatzlichen Sicherung der Rentenfinanzierung ein-
zusetzen ist, ebenfalls zur Erhéhung der Rente ver-
wendet.

10.6 Beteiligung an den Bewertungsreserven ab
Rentenbeginn

10.6.1 In der Rentenbezugszeit erhalt die Hauptver-
sicherung eine Beteiligung an den Bewertungsreser-
ven gemaf § 153 Abs. 1 und 3 VVG. Diese Beteili-
gung fuhrt zu einer Erhéhung der laufenden Uber-
schussbeteiligung aller Vertrage in der Rentenbe-
zugszeit. Bei der Festlegung der Uberschussanteil-
satze wird die jeweilige Bewertungsreservensituation
berlcksichtigt.
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Verteilungsféahige Bewertungsreserven

10.6.2 Zunachst ermitteln wir die verteilungsfahigen
Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Vertei-
lungsfahig sind Bewertungsreserven nur in dem
Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen seiner
sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden Ver-
pflichtung, die dauerhafte Erfullbarkeit der Vertréage
sicherzustellen (§ 213 VAG), noch nachkommen
kann. Der gemaR § 139 VAG zu ermittelnde Siche-
rungsbedarf wird dabei berlcksichtigt. Die vertei-
lungsfahigen Bewertungsreserven ermitteln wir auf
Basis der Bewertungsreservensituation der zuriick-
liegenden Monate.

Daraufhin wird bestimmt, zu welchem Anteil die ver-
teilungsfahige Bewertungsreserve dem (Teil-)Be-
stand der Vertrage in der Rentenbezugszeit zuzu-
ordnen ist. Weitere Informationen zur Ermittlung des
Anteilsatzes finden Sie in unserem Geschéftsbericht.

10.6.3 Die verteilungsfahigen Bewertungsreserven
des Unternehmens werden mit diesem Anteilsatz
multipliziert und ergeben die verteilungsfahigen Be-
wertungsreserven fir den Teilbestand der Vertrage
in der Rentenbezugszeit.

10.6.4 Dieser Betrag gemalf3 10.6.3 wird mit dem
Verhéltnis der garantierten Jahres-Rentenleistung
zur Deckungsrickstellung aller bestehenden Vertra-
ge in der Rentenbezugszeit multipliziert und den
Rentenauszahlungen zugeordnet.

Verwendung

10.6.5 Der gemal 10.6.4 ermittelte Betrag wird im
Sinne von § 153 VVG zur Halfte als laufender Uber-
schuss zur Erhéhung der Uberschussrente des Be-
stands entsprechend dem Uberschussverwendungs-
System des jeweiligen Vertrags verwendet und fihrt
so zur Erhéhung lhrer laufenden Rente. Die hierfir
ermittelten Erh6hungssatze werden auf volle 0,05 %
kaufménnisch gerundet. Die sich insgesamt erge-
benden Uberschussanteilsatze werden im Ge-
schéftsbericht veroffentlicht.

10.7 Information Uber die Hohe der Uber-
schussbeteiligung

Die Hohe der Uberschussbeteiligung hangt von vie-
len Einflissen ab. Diese sind nicht vorhersehbar und
von uns nur begrenzt beeinflussbar. Wichtigster
Einflussfaktor ist dabei die Zinsentwicklung des Ka-
pitalmarkts. Aber auch die Entwicklung des versi-
cherten Risikos und der Kosten sind von Bedeutung.
Die Hohe der kinftigen Uberschussbeteiligung kann
also nicht garantiert werden. Sie kann auch Null
Euro betragen. Uber die Entwicklung lhrer Uber-
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schussbeteiligung werden wir Sie jahrlich unterrich-
ten.

11 Welche Besonderheiten gelten nach Beendi-
gung des Beschéaftigungsverhéltnisses?

Scheiden Sie als Versicherte Person vor Eintritt des
Versicherungsfalls aus den Diensten lhres Arbeitge-
bers aus und liegen die Voraussetzungen der versi-
cherungsvertraglichen Losung vor, wird lhnen die
Versicherungsnehmer-Eigenschaft der Versicherung
Ubertragen. Der Versicherungsausweis wird durch
einen individuellen Versicherungsschein ersetzt. Der
Gruppenversicherungs-Vertrag ist dann fur diese
Versicherung nicht mehr maRgeblich.

Sie kénnen Ihre Versicherung beitragsfrei oder bei-
tragspflichtig fortsetzen. Der zuletzt vereinbarte Bei-
trag darf dabei nicht Giberschritten werden.

11.1 Inwieweit kénnen Sie Uber lhre Versiche-
rung verfligen?

11.1.1 Anspriche aus diesem Versicherungsvertrag,
die im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung
entstanden sind oder entstehen, dirfen Sie weder
abtreten noch beleihen. Eine Kundigung fuhrt zur
Beitragsfreistellung.

11.1.2 Anspriche, die aus Beitrdgen der privaten
Fortsetzung nach Beendigung des Beschéaftigungs-
verhéltnisses entstehen, dirfen Sie abtreten, belei-
hen und kindigen.

11.1.3 Diese Versicherung dirfen Sie auf keine ande-
re Person Ubertragen, auBer auf den neuen Arbeitge-
ber, sofern die Voraussetzungen daflr vorliegen.

11.2 Koénnen Sie Zuzahlungen leisten?

11.2.1 Sie kdnnen vor Rentenbeginn mehrmals Zu-
zahlungen leisten, nicht jedoch zugunsten dieser
bestehenden Versicherung. Wir werden Ihnen einen
Vorschlag mit dann gultigen Rechnungsgrundlagen
und Annahmerichtlinien auf3erhalb dieser Versiche-
rung unterbreiten.

11.3 Welche Moglichkeiten der Uberbriickung
kénnen Sie bei Zahlungsschwierigkeiten
nutzen?

11.3.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt bei
uns geltenden Regelungen und vertragsbezogener
Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und ausrei-
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chender Ruckkaufswert, stehen zur Verfligung:

Stundung der félligen Beitrage,

befristete Beitragsfreistellung,
Beitragsfreistellung mit anschlieRender Wie-
derinkraftsetzung.

11.4 Konnen Sie lhre Versicherung beitragsfrei
stellen oder kiindigen?

11.4.1 Sie kénnen lhre Versicherung im Rahmen der
Bestimmungen gemaR 5.4 beitragsfrei stellen. Es
gelten die dort genannten Fristen und Mindestsum-
men. Wahrend einer Elternzeit, Arbeitslosigkeit oder
lang andauernder Krankheit gilt keine besondere
Mindestsumme.

11.4.2 Sie kénnen Ihre Versicherung jederzeit vor
Rentenbeginn kindigen. Fir den Teil des Versiche-
rungsvertrags, der den Regelungen des BetrAVG
unterliegt, fihrt die Kiindigung zur Beitragsfreistel-
lung zum Schluss der laufenden Versicherungsperi-
ode entsprechend den Regelungen gemaf 5.4. Fur
den Teil der Versicherung, der aus Beitragen der
privaten Fortsetzung nach Beendigung des Beschaf-
tigungsverhéltnisses entstanden ist, fuhrt die Kiindi-
gung zur Auszahlung des Leistungsbetrags gemaf
5.5.3, bei Tarif 540PK zur Beitragsfreistellung.

11.4.3 Erfolgt die Beitragsfreistellung oder Kundi-
gung, nachdem die Versicherungsnehmer-
Eigenschaft auf Sie Gbertragen wurde, betragt der
vereinbarte Abzugsatz 0,05 %. Ab dem versiche-
rungstechnischen Alter von 60 Jahren verzichten wir
auf einen Abzug.

11.4.4 Eine Kundigung wéhrend des Rentenbezugs
ist nicht mdglich.

11.5 Welche Festlegungen gelten fiir die Uber-
schussbeteiligung?

11.5.1 Ihre Versicherung gehért nach Beendigung
des Beschéaftigungsverhaltnisses zur Bestandsgrup-
pe 125. Entsprechend erhalt lhre Versicherung jahr-
lich Anteile an den etwaigen Uberschiissen dieser
Bestandsgruppe.

11.5.2 Das bei Beendigung des Beschaftigungsver-
haltnisses festgelegte Uberschussverwendungs-
System wird bis zum Rentenbeginn beibehalten.

11.5.3 Fur die Rentenbezugszeit ist das Uber-

schussverwendungs-System Steigende Uberschuss-
rente vereinbart.
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	4.1.3 Die Kalkulation von Versicherungsprodukten basiert darauf, dass die Risikogemeinschaft sich gleichmäßig aus versicherten Personen mit einem hohen und einem geringeren Risiko zusammensetzt. Da Personen mit einem geringen Risiko die Risikogemeinsc...

	4.2 Wie wird der Abzug ermittelt?
	4.2.1 Der Abzug beträgt bei Beitragsfreistellung oder Kündigung der einzelnen Versicherung 0,05 % des Deckungskapitals mit gleichmäßiger Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten für jedes Jahr der Restlaufzeit (einschließlich einer vereinbarten A...
	4.2.2 Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen ist. Dies ist im Zweifel von uns nachzuweisen. Wir halten den Abzug für angemessen, weil mit ihm die Veränderung der Risikolage des verbleibenden Versichertenbestands ausgeglichen wird. Zudem wird damit...

	4.3 Wann wird auf einen Abzug verzichtet?

	5 Möglichkeiten bei Zahlungsschwierigkeiten, Beitragsfreistellung und Kündigung
	5.1 Welche Möglichkeiten der Überbrückung können Sie bei Zahlungsschwierigkeiten nutzen?
	5.1.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt bei uns geltenden Regelungen und vertragsbezogener Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und ausreichender Rückkaufswert, stehen zur Verfügung:

	5.2 Sie wollen ein Policendarlehen?
	In der betrieblichen Altersversorgung besteht die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Policendarlehens nicht.

	5.3 Stundung der Beiträge
	5.3.1 Für eine Stundung der Beiträge ist eine schriftliche Vereinbarung mit uns erforderlich. Die Stundung setzt einen entsprechenden Rückkaufswert (siehe 5.5) voraus.

	5.4 Wann können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen?
	5.4.1 Sie können jederzeit zum Schluss einer Versicherungsperiode in Textform verlangen, ganz oder teilweise von der Beitragszahlungspflicht befreit zu werden.
	5.4.2 Setzen Sie die Beitragszahlung aus, verringert sich Ihr Versicherungsschutz. Bei Beitragsfreistellung setzen wir die versicherte Leistung ganz oder teilweise auf eine beitragsfreie Leistung herab.
	5.4.3 Die beitragsfreie Leistung wird zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode unter Zugrundelegung des Rückkaufswerts gemäß  5.5.3, vermindert um den gemäß Abschnitt 4 vereinbarten Abzug und um ausstehende Forderungen (z. B. rückständige Beiträ...
	5.4.4 Im Falle von Elternzeit, Arbeitslosigkeit und lang andauernder Krankheit ist auch eine Beitragsfreistellung unter den gesetzlichen Grenzen ab 12 Euro jährlich möglich. Wird der Vertrag nicht innerhalb von 3 Jahren beitragspflichtig weitergeführt...
	5.4.5 Auch bei teilweiser Beitragsfreistellung gelten die vorstehenden Regelungen zur vollständigen Beitragsfreistellung entsprechend. Haben Sie nur eine teilweise Befreiung von der Beitragspflicht beantragt, so ist der Antrag nur wirksam, wenn die ga...
	5.4.6 Die Leistungen einer eingeschlossenen Zusatzversicherung werden bei teilweiser Beitragsfreistellung entsprechend der reduzierten Leistungen der Hauptversicherung (Rente) angepasst. Die Leistungen einer versicherten Beitragsbefreiung bei Berufsun...
	5.4.7 Sie können nach einer teilweisen oder vollständigen Beitragsfreistellung die Beitragszahlung für die Hauptversicherung innerhalb von 3 Jahren ab erstmals unbezahltem Termin wieder aufnehmen, wenn Sie dies - unter Angabe des gewünschten Wiederink...
	5.4.8 Die beitragsfrei gestellte Zeit kann bei Wiederinkraftsetzung durch eine Erhöhung der Beiträge oder durch Nachzahlung der Beiträge unter Einrechnung entgangener Zinserträge ausgeglichen werden. Wird die beitragsfrei gestellte Zeit nicht ausgegli...

	5.5 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen und welche Folgen hat dies?
	5.5.1 Eine Kündigung bzw. Teilkündigung führt in der Regel aufgrund der gesetzlichen Vorgaben lediglich zu einer Beitragsfreistellung und nicht zur Auszahlung eines Rückkaufswerts.
	5.5.2 Ist für den Todesfall aus der Hauptversicherung eine Leistung vereinbart, erstatten wir bei Kündigung den Leistungsbetrag nach Maßgabe der folgenden Abschnitte 5.5.3 bis 5.5.6. Die Auszahlung erfolgt spätestens am 3. Bankarbeitstag nach Wirksamw...
	5.5.3 Der Rückkaufswert gemäß § 169 Abs. 3 VVG ist das zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode berechnete Deckungskapital mit gleichmäßiger Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten.
	5.5.4 Eine Teilkündigung wird nur durchgeführt, wenn die verbleibende beitragspflichtige Rente nicht unter einen Mindestbetrag von jährlich 300 Euro sinkt. Wenn Sie bei Unterschreitung dieser Mindestgrenze Ihre Versicherung beenden wollen, müssen Sie ...
	5.5.5 Ist für den Todesfall keine Leistung aus der Hauptversicherung oder lediglich eine Leistung aus der Hinterbliebenenrenten-Zusatzversicherung vereinbart, wandelt sich die Versicherung bei Kündigung (Voll- oder Teilkündigung) ganz oder teilweise i...
	5.5.6  Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.


	6 Sonstige Änderungen der Versicherung
	6.1 Welche Bestimmungen können geändert werden?
	6.1.1 Wir sind berechtigt, wenn es zur Fortführung dieser Versicherung notwendig ist, Vertragsbestimmungen, die durch eine höchstrichterliche Entscheidung oder durch einen bestandkräftigen Verwaltungsakt für unwirksam erklärt wurden, unter Beachtung g...
	6.1.2 Diese neuen Regelungen werden 2 Wochen, nachdem die neuen Regelungen und die hierfür maßgeblichen Gründe dem Versicherungsnehmer mitgeteilt worden sind, Vertragsbestandteil.

	6.2 Was passiert bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses?
	6.2.1 Scheidet die Versicherte Person mit unverfallbarer Anwartschaft vorzeitig aus den Diensten des Arbeitgebers aus und ist die versicherungsvertragliche Lösung möglich, so überlässt der Arbeitgeber der Versicherten Person die Rechtsstellung des Ver...
	6.2.2 Kommt es beim Arbeitgeberwechsel der Versicherten Person zu einer Übertragung auf den neuen Arbeitgeber, so richtet sich die Durchführung nach § 4 BetrAVG.
	6.2.3 Erfolgt keine Übertragung gemäß § 4 BetrAVG oder Abfindung gemäß § 3 Abs. 2 BetrAVG oder liegen die Voraussetzungen für die versicherungsvertragliche Lösung nicht vor, wird die Versicherung im Gruppenversicherungs-Vertrag beitragsfrei fortgesetzt.


	1
	7 Ihre Obliegenheiten
	7.1 Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht und welche Folgen hat ihre Verletzung?
	7.1.1 Wir übernehmen den Versicherungsschutz im Vertrauen darauf, dass Sie alle vor Abgabe Ihrer Vertragserklärung in Textform gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantwortet haben (vorvertragliche Anzeigepflicht). Das gilt insbesondere f...
	7.1.2 Soll das Leben einer anderen Person versichert werden, ist auch diese - neben Ihnen - für die wahrheitsgemäße und vollständige Beantwortung der Fragen verantwortlich.
	7.1.3 Wenn Umstände, die für die Übernahme des Versicherungsschutzes Bedeutung haben, von Ihnen oder der Versicherten Person (siehe 7.1.2) nicht oder nicht richtig angegeben worden sind, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn die v...
	7.1.4 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Haben wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls erklärt, bleibt unsere Leistungspflicht jedoch bestehen, wenn der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand weder für den Ein...
	7.1.5 Wenn die Versicherung durch Rücktritt aufgehoben wird, zahlen wir den Leistungsbetrag gemäß 5.5.3. Die Rückzahlung der Beiträge können Sie nicht verlangen.
	7.1.6 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil die Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
	7.1.7 Wir haben kein Kündigungsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.
	7.1.8 Kündigen wir die Versicherung, wandelt sie sich mit der Kündigung in eine beitragsfreie Versicherung um (siehe 5.4).
	7.1.9 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend Vertragsbestandte...
	7.1.10 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir den Versicherungsschutz für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in Text...
	7.1.11 Wir können die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsanpassung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend ...
	7.1.12 Unsere Rechte auf Rücktritt, Kündigung und Vertragsanpassung sind ausgeschlossen, wenn wir den nicht angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
	7.1.13 Die genannten Rechte können wir nur innerhalb von 5 Jahren seit Vertragsabschluss ausüben. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf dieser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch nach Ablauf der Frist geltend machen. Haben Sie die Anzeigepfli...
	7.1.14 Auf unser Anpassungs- und Kündigungsrecht, geregelt in § 19 VVG, verzichten wir dann, wenn die Verletzung der Anzeigepflicht schuldlos, also nicht von Ihnen zu vertreten war.
	7.1.15 Wir können den Versicherungsvertrag auch anfechten, falls durch unrichtige oder unvollständige Angaben bewusst und gewollt auf unsere Annahmeentscheidung Einfluss genommen worden ist. Handelt es sich um Angaben der Versicherten Person, können w...
	7.1.16 Die Regelungen in 7.1.1 bis 7.1.15 gelten bei einer unsere Leistungspflicht erweiternden Änderung oder bei einer Wiederherstellung der Versicherung entsprechend. Die Fristen gemäß 7.1.13 beginnen mit der Änderung oder Wiederherstellung der Vers...
	7.1.17 Die Ausübung unserer vorgenannten Rechte erfolgt durch eine schriftliche Erklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist. Sofern Sie uns keine andere Person als Bevollmächtigten benannt haben, gilt nach Ihrem Ableben ein Bezugsberechtigter als bev...

	7.2 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Vertragsverhältnis beziehen?
	7.2.1 Mitteilungen, die das Versicherungsverhältnis betreffen, müssen stets in Textform erfolgen, wenn keine Schriftform vereinbart ist. Für uns bestimmte Mitteilungen werden erst wirksam, sobald sie uns zugegangen sind. Versicherungsvermittler sind z...
	7.2.2 Eine Änderung Ihrer Postanschrift oder Ihres Namens müssen Sie uns unverzüglich mitteilen. Andernfalls können für Sie Nachteile entstehen, da wir eine an Sie zu richtende Willenserklärung mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte A...

	7.3 Welche Meldeobliegenheiten hat der Arbeitgeber?
	7.3.1 Der Versicherungsnehmer (Arbeitgeber) hat gegenüber seinen Arbeitnehmern (versicherte Personen, Versorgungsanwärter bzw. Versorgungsempfänger) Meldeobliegenheiten aufgrund gesetzlicher Regelungen (u. a. § 10a Versicherungsaufsichtsgesetz, § 16...
	7.3.2 Nach dem Gesetz müssen wir Ihre bei uns versicherten Arbeitnehmer über einzelne Daten der Versorgung direkt informieren. Hierfür ist es erforderlich, dass Sie uns Name und Adresse der betroffenen Mitarbeiter mitteilen. Dies gilt auch für Änderun...

	7.4 Welche weiteren Auskunftspflichten haben Sie?
	7.4.1 Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Meldung von Daten zu Ihrem Vertrag verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen bei Vertragsabschluss, bei Ä...
	7.4.2 Notwendige Daten sind beispielsweise Umstände, die für die Beurteilung Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit, der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, die Rechte an ihrem Vertrag haben und der steuerlichen Ansässigkeit des Leistung...
	7.4.3 Falls Sie uns die notwendigen Daten nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellen, gilt Folgendes: Bei einer entsprechenden gesetzlichen Verpflichtung melden wir Ihre Vertragsdaten an die zuständigen in- oder ausländischen Steuerbehörden. D...


	8 Ausschlüsse
	8.1 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen oder Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von ABC-Waffen/-Stoffen?
	8.1.1 Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, auf welcher Ursache der Versicherungsfall beruht. Wir gewähren Versicherungsschutz insbesondere auch dann, wenn die Versicherte Person in Ausübung des Wehr- oder Polizeidienstes ode...
	8.1.2 Bei Tod der Versicherten Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen beschränkt sich eine für den Todesfall vereinbarte Kapitalleistung auf die Auszahlung des für den Todestag berechneten, auf dem Rückkauf...
	8.1.3 Bei Tod der Versicherten Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit dem vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder chemischen Waffen oder dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von radioaktiven, bi...

	8.2 Was gilt bei Selbsttötung der Versicherten Person?
	8.2.1 Bei vorsätzlicher Selbsttötung leisten wir, wenn seit Abschluss des Versicherungsvertrags bzw. seit Wiederherstellung der Versicherung 3 Jahre vergangen sind.
	8.2.2 Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der 3-Jahresfrist besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn uns nachgewiesen wird, dass die Tat in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit bega...
	8.2.3 Bei einer unsere Leistungspflicht erweiternden Änderung oder bei einer Wiederherstellung der Versicherung gelten 8.2.1 und 8.2.2 entsprechend. Die Frist gemäß 8.2.1 beginnt mit der Änderung oder Wiederherstellung der Versicherung bezüglich des g...


	9 Weitere Bestimmungen
	9.1 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?
	9.2 Welche Kosten/Steuern stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung?
	9.2.1 Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht, können wir Ihnen - soweit nichts anderes vereinbart ist - die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschalen Abgeltungsbetr...
	9.2.2 Die Kosten betragen ab dem 01.01.2015 bei
	9.2.3 Für die Vertragsverwaltung während des Rentenbezugs werden keine Kosten gesondert erhoben.
	9.2.4 Sofern Steuern und Abgaben aus dem Versicherungsverhältnis anfallen, die Sie als Versicherungsnehmer oder die Versicherte Person schulden, werden wir Ihnen diese belasten.
	9.2.5 Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an dem bei uns regelmäßig entstehenden Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen, dass die der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem Fall dem Grunde nach nicht zutreffen, entfällt die Pa...

	9.3 Wie informieren wir Sie über den aktuellen Stand Ihrer Versicherung?
	9.4 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?
	9.4.1 Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.
	9.4.2 Ergänzend zu diesen Bedingungen gelten die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.

	9.5 Wo ist der Gerichtsstand und wohin können Sie sich bei Beschwerden wenden?
	9.5.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung in Deutschland. Sind Sie eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich...
	9.5.2 Sind Sie eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie bei dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Sind Sie eine ...
	9.5.3 Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland, sind für Klagen aus dem Vertrag die Gerichte des Staates zuständig, in dem wir unseren Sitz haben.
	9.5.4 Schlichtungsstelle
	9.5.5 Aufsichtsbehörden

	9.6 Können Sie den Versicherungsvertrag widerrufen?

	10 Welche Regelungen gelten für Ihre Beteiligung an den Überschüssen?
	10.1 Grundsätze und Maßstäbe für die Überschussbeteiligung Ihres Vertrags
	10.1.1 Ihre Versicherung gehört zur Bestandsgruppe 125 „Übrige Tarife ohne eigene Vertragsabrechnung“. Entsprechend erhält Ihre Versicherung jährlich Anteile an den etwaigen Überschüssen dieser Bestandsgruppe.
	10.1.2 Die Mittel für die Überschussanteile werden bei der Direktgutschrift zu Lasten des Ergebnisses des Geschäftsjahres finanziert, ansonsten der Rückstellung für Beitragsrückerstattung entnommen. Die Höhe der Überschussanteilsätze wird jedes Jahr v...

	10.2 Überschussbeteiligung vor Rentenbeginn
	10.2.1 Die Überschussbeteiligung besteht aus laufenden Überschussanteilen (Grund- und Zinsüberschussanteile), einem Schlussüberschussanteil und der Beteiligung an den Bewertungsreserven.
	10.2.2 Laufende Überschussanteile
	10.2.3 Schlussüberschussanteile und Basisbeteiligung an den Bewertungsreserven (Basisbeteiligung)

	10.3 Überschussverwendung vor Rentenbeginn
	10.3.1 Leistungserhöhung
	10.3.2 Verzinsliche Ansammlung
	10.3.3 Beitragsverrechnung
	10.3.4 Schlussüberschussanteile und die Basisbeteiligung werden entsprechend der für die Versicherungsleistung festgelegten Leistungsform verwendet.
	10.3.5 Wird das Überschussverwendungs-System Beitragsverrechnung gewählt, kann bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses keine versicherungsvertragliche Lösung gewählt werden.

	10.4 Überschussbeteiligung und -verwendung in der Rentenbezugszeit
	10.4.1 Die Überschussbeteiligung besteht aus laufenden Grund-, Risiko- und Zinsüberschussanteilen sowie der Beteiligung an den Bewertungsreserven. Sofern Grund- und Risikoüberschussanteile nicht separat ausgewiesen werden, sind sie in den Zinsüberschu...
	10.4.2 Überschussverwendungs-System: Steigende Überschussrente
	10.4.3 Barauszahlung

	10.5 Beteiligung an den Bewertungsreserven vor Rentenbeginn
	10.5.1 Bei Beendigung des Vertrags erhält ein anspruchsberechtigter Vertrag den ihm zugeordneten Anteil an den Bewertungsreserven gemäß der jeweils geltenden Regelung. Derzeit sieht § 153 Abs. 3 VVG 50 % der zugeordneten Bewertungsreserven vor. Anspru...
	10.5.2 Zunächst ermitteln wir die verteilungsfähigen Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Verteilungsfähig sind Bewertungsreserven nur in dem Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen seiner sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden Verpflichtung...
	10.5.3 Mit Hilfe eines Verteilungsschlüssels wird derjenige Anteil der verteilungsfähigen Bewertungsreserven ermittelt, der dem jeweiligen (Teil-)Bestand der anspruchsberechtigten Verträge zuzuordnen ist. Weitere Informationen zur Ermittlung des Vert...
	10.5.4 Die einem (Teil-)Bestand zugeordneten Bewertungsreserven werden mittels einer Bemessungsgröße (Kapitalertragsschlüssel) auf die einzelnen Verträge des (Teil-)Bestands aufgeteilt und zugeordnet. Weitere Informationen zur Ermittlung des Kapital...
	1.1.1
	1.1.1
	10.5.5 Der nach Anwendung des Kapitalertragsschlüssels ermittelte Betrag der Bewertungsreserve wird (gemäß § 153 Abs. 3 VVG) bei Beendigung zur Hälfte zugeteilt und fällig.
	10.5.6 Der gemäß 10.5.1 bis 10.5.5 als Beteiligung an den Bewertungsreserven für den Zuteilungstermin beschriebene Betrag wird am Ende des Kalenderjahres vor dem Zuteilungstermin prognostiziert und teilweise in Form der Basisbeteiligung gemäß 10.2.3 d...
	10.5.7 Der gemäß 10.5.6 fällige Betrag wird bei Wahl der Kapitalleistung oder bei Tod bzw. Rückkauf ausgezahlt. Bei aufgeschobenen Rentenversicherungen, die in den Rentenbezug übergehen, wird die Beteiligung an den Bewertungsreserven gemäß 10.5.1 bis ...

	10.6 Beteiligung an den Bewertungsreserven ab Rentenbeginn
	10.6.1 In der Rentenbezugszeit erhält die Hauptversicherung eine Beteiligung an den Bewertungsreserven gemäß § 153 Abs. 1 und 3 VVG. Diese Beteiligung führt zu einer Erhöhung der laufenden Überschussbeteiligung aller Verträge in der Rentenbezugszeit. ...
	10.6.2 Zunächst ermitteln wir die verteilungsfähigen Bewertungsreserven unseres Unternehmens. Verteilungsfähig sind Bewertungsreserven nur in dem Umfang, dass ein Versicherungsunternehmen seiner sich aus dem Versicherungsrecht ergebenden Verpflichtung...
	10.6.3 Die verteilungsfähigen Bewertungsreserven des Unternehmens werden mit diesem Anteilsatz multipliziert und ergeben die verteilungsfähigen Bewertungsreserven für den Teilbestand der Verträge in der Rentenbezugszeit.
	10.6.4 Dieser Betrag gemäß 10.6.3 wird mit dem Verhältnis der garantierten Jahres-Rentenleistung zur Deckungsrückstellung aller bestehenden Verträge in der Rentenbezugszeit multipliziert und den Rentenauszahlungen zugeordnet.
	10.6.5 Der gemäß 10.6.4 ermittelte Betrag wird im Sinne von § 153 VVG zur Hälfte als laufender Überschuss zur Erhöhung der Überschussrente des Bestands entsprechend dem Überschussverwendungs-System des jeweiligen Vertrags verwendet und führt so zur Er...

	10.7 Information über die Höhe der Überschussbeteiligung

	11 Welche Besonderheiten gelten nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses?
	11.1 Inwieweit können Sie über Ihre Versicherung verfügen?
	11.1.1 Ansprüche aus diesem Versicherungsvertrag, die im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung entstanden sind oder entstehen, dürfen Sie weder abtreten noch beleihen. Eine Kündigung führt zur Beitragsfreistellung.
	11.1.2 Ansprüche, die aus Beiträgen der privaten Fortsetzung nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses entstehen, dürfen Sie abtreten, beleihen und kündigen.
	11.1.3 Diese Versicherung dürfen Sie auf keine andere Person übertragen, außer auf den neuen Arbeitgeber, sofern die Voraussetzungen dafür vorliegen.

	11.2 Können Sie Zuzahlungen leisten?
	11.2.1 Sie können vor Rentenbeginn mehrmals Zuzahlungen leisten, nicht jedoch zugunsten dieser bestehenden Versicherung. Wir werden Ihnen einen Vorschlag mit dann gültigen Rechnungsgrundlagen und Annahmerichtlinien außerhalb dieser Versicherung unterb...

	11.3 Welche Möglichkeiten der Überbrückung können Sie bei Zahlungsschwierigkeiten nutzen?
	11.3.1 Vorbehaltlich der zum jeweiligen Zeitpunkt bei uns geltenden Regelungen und vertragsbezogener Voraussetzungen, z. B. Vertragszustand und ausreichender Rückkaufswert, stehen zur Verfügung:

	11.4 Können Sie Ihre Versicherung beitragsfrei stellen oder kündigen?
	11.4.1 Sie können Ihre Versicherung im Rahmen der Bestimmungen gemäß 5.4 beitragsfrei stellen. Es gelten die dort genannten Fristen und Mindestsummen. Während einer Elternzeit, Arbeitslosigkeit oder lang andauernder Krankheit gilt keine besondere Mind...
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